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Allg.
Abt. 61 20 FBL Vertreter BM
AZ: 61-sche

Titel: Bebauungsplan Nr. 121 ,,OberbergstraBe™
hier:  Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB

In seiner Sitzung am 25.02.2016 beschloss der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss die
Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 121 ,OberbergstraBe"
der Wallfahrtsstadt Werl, die Freigabe zur friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. §
3 (1) BauGB sowie zur Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange
gem. § 4 (1) BauGB und zur Beteiligung der benachbarten Gemeinden gem. § 2 (2) BauGB.

Nach der vom 14.12.2016 - 16.01.2017 durchgefiihrten friihzeitigen Beteiligung der Offent-
lichkeit und der parallel erfolgten friihzeitigen Beteiligung der Behdérden und sonstigen Tra-
ger offentlicher Belange und der benachbarten Gemeinden zur Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 121 , OberbergstraBe™ der Wallfahrtsstadt Werl hat der Planungs-, Bau- und Um-
weltausschuss in seiner Sitzung am 04.05.2017 die Abwagung Uber die in diesem Verfah-
rensschritt eingegangenen Stellungnahmen beschlossen und den Planentwurf mit den zuge-
hérigen Unterlagen zur 6ffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB sowie zur Beteiligung
der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB freigegeben.

In der Zeit vom 16.05.2017 bis einschlieBlich 16.06.2017 lag der Planentwurf mit den zuge-
hérigen Unterlagen gem. § 3 (2) BauGB o6ffentlich aus. Im gleichen Zeitraum fand die Betei-
ligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB statt.
Die wahrend der Beteiligung gem. § 3 (2) BauGB und § 4 (2) BauGB eingegangenen Stel-
lungnahmen - versehen mit Abwagungsvorschldgen der Verwaltung - sind in Anlage 1 auf-
gelistet. Hierliber ist zu beraten und die Abwagung zu beschlieBen.



Die Ergebnisse der bisherigen Beteiligung der Offentlichkeit, der Behérden und Trager sons-
tiger Belange und der Nachbargemeinden gem. §§ 3 (1), 4 (1), und 2 (2) BauGB sind beige-
flgt.

Als nachster Verfahrensschritt ist der Bebauungsplan Nr. 121 ,OberbergstraBe™ als Satzung
gem. § 10 BauGB zu beschlieBen. Mit der anschlieBenden ortsiblichen Bekanntmachung des
Beschlusses tritt die Bebauungsplananderung in Kraft.

Die Begrindung einschlieBlich Umweltbericht ist ebenfalls zu beschlieBen.

Die genannten Planunterlagen (farbig) sind auch einzusehen auf der Internetseite der Stadt

Werl unter www.werl.de > Politik > Rat und Ausschlisse > Sitzungstermine, hier: Planungs-
, Bau- und Umweltausschuss 12.07.2017, Tagesordnung).

Beschlussvorschlag:

Es wird

a) die Abwagung uber alle im Verfahren eingegangenen Stellungnahmen zum Bebau-
ungsplan Nr. 121 ,OberbergstraBe"®,

b) der Bebauungsplan Nr. 121 ,,Oberbergstrae™ als Satzung gem. § 10 BauGB und
c) die Begriindung mit Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 121 ,,OberbergstraBe®

beschlossen.

Anlagen
1) Abwagungsvorschlage der Verwaltung (aus Vorlage 690 Anlage 1)
2) Planentwurf mit Begriindung
3) Umweltbericht (aus Vorlage 690 Anlage 3)
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RECHTSGRUNDLAGEN Festsetzungen

§7i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Bst. f der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 666), zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV.

NRW. S. 496)

§§ 1, 2, 8 bis 10 des Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 20. Oktober 2015 (BGBI. | S. 1722)

§ 86 Abs. 4 der Bauordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Marz 2000 (GV. NRW. S. 256), zuletzt
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294)

Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58),
zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509)

HINWEISE

Artenschutz

Als vorsorgliche Malknahme sollten Gehdlzentnahmen nur in der Zeit vom

01. Oktober bis zum 28. / 29. Februar (auf3erhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten) erfol-
gen. Des Weiteren sind die Vorgaben des § 39 (5) Satz 2 BNatSchG zu beachten.
Bei der Bauausfuhrung ist etwaigen Hinweisen auf vorkommende geschutzte Tier-
und Pflanzenarten nachzugehen und in diesem Fall unverziglich die Untere Land-
schaftsbehorde des Kreises Soest als die fur den Artenschutz zustandige Behorde zu
informieren.

Altlasten, Abfallwirtschaft / Bodenschutz

1. Sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen festge-
stellt werden, ist das Dezernat Bau, Kataster, Strallen, Umwelt - Sachgebiet Ab-
fallwirtschaft / Bodenschutz des Kreises Soest umgehend zu benachrichtigen. Die
vorgefundenen Abfalle bzw. verunreinigter Boden sind bis zur Klarung des weite-
ren Vorgehens gesichert zu lagern.

2. Bei BaumalRnahmen anfallende Abfalle sind vorrangig einer Verwertung zuzufuh-
ren. Abfalle, die nicht verwertet werden, sind auf den Entsorgungsanlagen im
Kreis Soest zu beseitigen.

Denkmalschutz und -pflege

Der Bebauungsplan betrifft den Ortsteil Bergstralle in Werl. Bergstralde ist im 9.
Jahrhundert in den ,,Corveyer Traditionen® als Birgostrotun erstgenannt und gehort zu
den in den Geschichtsquellen der Hellweg-L6Rbdrden am frihesten bezeugten land-
lichen Siedlungen. Es ist zu vermuten, dass sich Reste der friheren Bebauung
(Hofanlage) noch im Boden erhalten haben. Somit liegt im Plangebiet nach dem
DSchG NW ein Vermutetes Bodendenkmal.

Nach, im Marz 2017 durchgefuhrten Sondagen in den Uberplanten Bereichen konn-
ten die vorhandenen Funde vollstandig dokumentiert werden. Eine weitere Beglei-
tung der Bauarbeiten ist dementsprechend in diesen Flachen nicht notwendig.

Vor Beginn der Abrissarbeiten im Bereich des noch bestehenden unterkellerten Hau-
ses ist jedoch der LWL zu informieren um etwaige Reste einer alteren Nutzung zu
dokumentieren.

In Planbereich befinden sich dariiber hinaus voraussichtlich Uberreste der im 13.
Jahrhundert er-richteten Magdalenenkapelle. Sollten bei zukunftigen Bauarbeiten
Reste dieses Bauwerkes gefunden werden ist die Untere Denkmalbehérde zu infor-
mieren.

Im Allgemeinen kdnnen bei Bodeneingriffen Bodendenkmaler (kultur- und / oder na-
turgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Graben, Einzelfunde aber auch Ver-
anderungen und Verfarbungen in der naturlichen Bodenbeschaffenheit, Héhlen und
Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und / oder pflanzlichen Lebens aus erdge-
schichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmalern ist der
Stadt als Untere Denkmalbehdrde und / oder der LWL-Archaologie fur Westfalen,
AulRenstelle Olpe (Tel.: 02761-93750, Fax: 02761-937520) unverzlglich anzuzeigen
und die Entdeckungsstatte mindestens drei Werktage in unverandertem Zustand zu
erhalten (§ 15 und § 16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den
Denkmalbehorden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist
nach § 16 (4) DSchG NW berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten
und far wissenschaftliche Erforschung bis zu sechs Monate in Besitz zu nehmen.

-mmm=2  Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes gem. § 9 (7) bauGB

MD | Dorfgebiete gem. § 5 BauNVO

(2) Zulassig sind

1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und
die dazugehorigen Wohnungen und Wohngebaude,

. sonstige Wohngebaude,

. Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und
forstwirtschaftlicher Erzeugnisse,

. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie
Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

. sonstige Gewerbebetriebe,

. Anlagen fur ortliche Verwaltungen sowie fur kirchliche, kulturelle,
soziale, ge-sundheitliche und sportliche Zwecke,

8. Gartenbaubetriebe,
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Nicht zulassig sind gem. § 5 (2) BauNVO i.V. m. § 1 (5) BauNVO

2. Kleinsiedlungen einschliellich Wohngebaude mit entsprechenden
Nutzgarten und landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen,

9. Tankstellen.

Die Ausnahmen gem § 5 (3) BauNVO sind gem. § 1 (6) Nr. 1 BauNVO nicht zulassig

==um= Baugrenze gem. § 23 (3) BauNVO

weos  Grundflachenzahl (GRZ), bebaubarer Anteil
des Baugrundstuckes gem. § 19 BauNVO

Zahl der Vollgeschosse (HOochstgrenze)
gem. § 16 (4) BauNVO

V¥ A Bereich mit Ein- und Ausfahrt - gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4, 11

—===  Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

(Wr— Wasserleitung

~

a7 Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) und Abs. 6 BauGB)
Zweckbestimmung: Wiese und Hochstauden

ﬁ Flachen far MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB

- Flachen mit Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von
Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen § 9 Abs. 1 Nr. 25
Buchstabe b) und Abs. 6 BauGB

| wasserflaichen gem.§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB
Textliche Festsetzungen

Textliche Festsetzungen fur MD zur Festlegung der zulassigen Zahl der Wohnungen im Baugebiet:
Festsetzung fur das im Plan mit MD bezeichnete Dorfgebiet:

Je 1.500 m? Grundstucksflache ist hochstens eine Wohnung pro Wohngebaude zulassig.

(§ 9Abs. 1 Nr. 6 BauGB i. V. m. § 31 Abs. 1 BauGB).

Textliche Festsetzung zur Umsetzung der Artenschutzmallnahmen:
Im gesamten Plangebiet sind die ArtenschutzmalRnahmen gemal} der Begrindung incl. Umweltbericht umzusetzen

Textliche Festsetzungen zur Kompensation:
Entstehende Eingriffe in Natur und Landschaft sind gemal der Begrindung incl. Umweltbericht
vorrangig im Plangebiet auszugleichen.

Sonstige Darstellungen
m vorhandene Gebaude

i:I vorhandene Grundstucksgrenze

1053 Flurstiucksnummer

EINLEITUNGSBESCHLUSS

Die Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung

des Bebauungsplanes Nr. 121 "Oberbergstralle" gem § 2 (1)
BauGB ist vom Planungs-,Bau- undUmweltausschuss der
Wallfahrtsstadt Werl am 25.02.2016 beschlossen worden.

Werl, den

Bldrgermeister

Der Beschluss ist am 01.06.2017 ortsublich bekannt
gemacht worden.

Werl, den

Bldrgermeister

FRUHZEITIGE BETEILIGUNG DER OFFENTLICHKEIT

Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss hat in seiner Sitzung
am 25.02.2016 den Entwurf mit Begrundung zur Auslegung gemaf
§ 3 (1) BauGB beschlossen.

Der Planentwurf und der Entwurf der Begrindung haben in der Zeit
vom14.12.2016 bis 16.01.2017 einschlief3lich 6ffentlich ausgelegen.
Ort und Dauer der 6ffentlichen Auslegung sind am 06.12.2016
ortsublich bekannt gemacht worden.

Werl, den

Bldrgermeister

FRUHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHORDEN

Der Entwurf mit Begrindung wurde den Behdrden und sonstigen
Tragern offentlicher Belange gemal} § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom
12.12.2016 zugesandt. Sie wurden um Abgabe einer Stellungnahme
bis zum 16.01.2017 gebeten.

Werl, den

Bldrgermeister

BETEILIGUNG DER OFFENTLICHKEIT (OFFENLEGUNG)

Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss hat in seiner Sitzung am
04.05.2017 den Entwurf mit Begrindung zur Auslegung und

Einholung der Stellungnahmen gem. § 3 (2) BauGB beschlossen.

Der Planentwurf und die Begrundung haben gem. § 3 (2) BauGB in der

Zeit von 16.05.2017 bis einschlieB3lich 16.06.2017 offentlich ausgelegen.

Ort und Dauer der 6ffentlichen Auslegung sind am 08.05.2017
ortsublich bekannt gemacht worden.

Mit Schreiben vom 12.05.2017 wurden die Stellungnahmen der
Behorden und sonstiger Trager offentlicher Belange mit einer Frist
bis zum 16.06.2017 eingeholt.

Werl, den

Bldrgermeister

ABWAGUNG UND BESCHLUSS

Der Rat der Wallfahrtsstadt Werl hat in seiner Sitzung am

diesen Bebauungsplan gemafR § 10 BauGB als Satzung und die
Begrindung sowie die Abwagung Uber die vorgebrachten Anregungen
beschlossen.

Werl, den

Bldrgermeister

BEKANNTMACHUNG UND INKRAFTTRETEN

Der Beschluss gem. § 10 (1) BauGB ist am ortsublich
bekannt gemacht worden. Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan gem. § 10 (3) BauGB in Kraft.

Der Bebauungsplan mit Begrindung kann wahrend der
Dienststunden im Rathaus von jedermann eingesehen werden.

Werl, den

Blrgermeister

PLANUNTERLAGE

Die Planunterlage, Stand Januar 2017, entspricht den Anforderungen des § 1 der
Planzeichenverordnung vom 18.12.1990. Die Festlegung der stadtebaulichen

Planung ist geometrisch eindeutig.

Werl, den

offentli. best. Vermessungsingenieur

ERARBEITUNG DES PLANENTWURFES

Der Bebauungsplan Nr 121 "Oberbergstrale" gem. § 2 (1) BauGB - wurde

aufgestellt von der Abt. Stadtplanung, Stral’en und Umwelt der Wallfahrtsstadt Werl.

Werl, den

Ubersichtsplan M. 1: 10.000
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Begriindung Teil I

1 Lage des Plangebietes

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 121 der Wallfahrtsstadt Werl befindet
sich im Ortsteil OberbergstraBe, im Nordosten des Stadtgebietes von Werl. Das
Gebiet wird Uber die KreisstraBe K 2 erschlossen.

Die ca. 7.300 m2 groBe Flache liegt westlich der KreisstraBe K2 in Werl-
OberbergstraBe. Ostlich der KreisstraBe K2 grenzt die bebaute Ortslage nach §
34 BauGB an - im Flachennutzungsplan als Dorfgebiet dargestellt. Westlich des
Plangebietes sind landwirtschaftliche Flachen, sidlich und nordwestlich ist weite-
re Bebauung vorhanden.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 121 erfolgt gem. § 8 (3) BauGB mit der
90. Flachennutzungsplananderung im Parallelverfahren. Die Geltungsbereiche
sind identisch. Der Geltungsbereich wurde im Verfahrenslauf verkleinert, weil der
Antrag fir die stdliche Flache zuriickgezogen wurde.

S T

Abb. 1: Geltungsbereich Beauungsplan Nr. 21 (© Bezirksregierung Koéln, Ab-
teilung GEObasis.nrw)
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2 Planungsanlass und Planungsziele

Der Verwaltung liegt aus dem Ortsteil Werl-OberbergstraBe eine Bauanfrage zur
Nachnutzung einer ehemaligen Hofstelle vor. Der Interessent hat einen Antrag
zur Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens gestellt.

Vorrangiges Ziel der Bauleitplanung ist die geordnete Nachnutzung der ehemali-
gen Hofstelle im Planungsbereich, der Erhalt und die Herstellung eines Kleinge-
wassers und standortgerechter, heimischer Grinstrukturen.

Zur planungsrechtlichen Zulassigkeit der Vorhaben ist der wirksame Flachennut-
zungsplan der Wallfahrtsstadt Werl zu &ndern. Auf Grundlage der 90. Anderung
des Flachennutzungsplanes soll fur den Bereich des Plangebietes ein Bebauungs-
plan aufgestellt und ein Dorfgebiet gem. § 5 BauNVO festgesetzt werden.

3 Entwicklung aus libergeordneten Pldnen

3.1 Regionalplan

Der bestehende Regionalplan fir den Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt
Kreis Soest und Hochsauerlandkreis stellt fir den Anderungsbereich allgemeine
Freiraum- und Agrarbereiche dar. Die angrenzenden Bereiche zur freien Land-
schaft hin sind als Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung fur Vogelar-
ten des Offenlandes dargestellt. (siehe Abb. 2).

1. Siediungsraum
Allgemeine Siedlungsbereiche (ASE)

m ASB fur zweckgebundene Nutzungen,
. Feneneinrichtungen und
Frezetanlagen

Bereiche fir gewerbliche und
industriele Nutzungen (GIB), u.a

. Abfalibehandlungsanlagen

D Bereiche fur fischenintensive
Grofivorhaben

m GIS fur zweckgebundene Nutzungen

2. Freiraum
Aligemeine Freiraum- und
Agrarbereche

Waidbereiche
Oberflschengewlsser 9.2 2 — i 2 - 2 SN M e

Freiraumfunktionen

m Schutz der Natur

| Schutz der Landschaft und
landschaftsorientierte Erholung

Schuwz der Landschaft mit besonderer
Bedeutung fir Vogelarten des Offeniar

B, G

7 g

— G -und G
Uberschwemmungsbereiche

Abb. 2: Auszug aus dem Regionalplan Arnsberg, Teilabschnitt Kreis Soest und
Hochsauerlandkreis
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3.2 Fachplanung Landschaftsplan

Der Anderungsbereich liegt im Geltungsbereich des Landschaftsplanes VI "Werl"
(s.u. 8.1).

3.3 Flachennutzungsplan

Im wirksamen Flachennutzungsplan der Wallfahrtsstadt Werl sind im Geltungsbe-
reich Flachen fir die Landwirtschaft dargestellt (s. Abb. 3).

Mit der 90. Anderung des Fldchennutzungsplanes sollen im Parallelverfahren Fl&-
che flr die Landwirtschaft in ein Dorfgebiet gem. § 5 BauNVO umgewandelt wer-
den (s. Abb. 4).

&
o

T \ -.\_\_ |I
Abb. 3: Auszug aus dem rechtswirk-  Abb. 4: Entwurf der 90. FNP-Anderung
samen FNP der Wallfahrtsstadt Werl

4 Rechtliche Grundlage

Der Bebauungsplan Nr. 121 ,OberbergstraBe®™ wird im klassischen Verfahren
durchgefiihrt. Die Anderung des Bebauungsplanes kann nicht aus dem rechts-
kraftigen Flachennutzungsplan entwickelt werden. Die Voraussetzungen zur
Aufstellung des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren als Bebauungs-
plan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB sind somit nicht gegeben. Ebenso
scheidet das vereinfachte Planverfahren gem. § 13 BauGB aus, da die Grundzul-
ge der Planung betroffen sind.

5 Bestandssituation

Die Bestandssituation des Plangebietes wird mit u.a. Luftbild deutlich (s. Abb.
5). Auf der Ostlichen Flache des Plangebietes befindet sich eine ehemalige
Hofanlage bestehend aus Griinsandsteingebauden (Wohnhaus, Scheune, Remi-
se), die sich in einem maroden Zustand befinden. Die Umgebungsflachen sind
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unbefestigt und teilweise mit alten Gehdlzbestanden und Wiesen versehen. Im
westlichen Bereich befindet sich ein Kleingewasser, das von einem alteren Ge-
hélzbestand umgeben ist.

g o=

e -

dbild (Quelle: Stadt Werl)

; »
[P

Abb. 5: Bestandésituation im Luftbil

6 Vorhaben und Planungsinhalte

Im Plangebiet sind der Abbruch der maroden Bausubstanz und die Errichtung ei-
ner Bewegungshalle und Stélle fur Pferde, einer Unterstellhalle und der Neubau
von 2 bis 3 Wohneinheiten vorgesehen. Die vorhandenen Grinstrukturen sollen
erhalten und entwickelt sowie ein Kleingewdasser in seinem Bestand gesichert
werden.

Es soll ein Dorfgebiet (MD) festgesetzt werden, indem die Grundflachenzahl
(GRZ) und die Zahl der Vollgeschosse geregelt wird. Zur Wahrung des doérflichen
Charakters wird die Anzahl der Wohneinheiten im Gebiet beschrankt.

Die vorhandene Ein- und Ausfahrt an der KreisstraBe in beide Richtungen bleibt
bestehen.

Eine vorhandene Wasserleitung an der KreisstraBe wird durch ein Geh-, Fahr -
und Leitungsrecht abgesichert.

Die Grinflache (Bezeichnung im Plan: a) im Bereich der Wasserleitung wird als
Flache flr Wiese und Hochstauden festgesetzt, um eine Gefahrdung der Versor-
gungsleitung durch tiefwurzelnde Pflanzen zu verhindern.

Die vorhandene Biotopstruktur (b) im Bereich des Kleingewassers ist zum Erhalt
vorgesehen und soll als Flache fur MaBnahmen zum Naturschutz festgesetzt wer-
den.
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Die Flache sudlich des vorhandenen Wohnhauses wird als Grinflache (c) zum Er-
halt und zur Entwicklung von Bepflanzungen festgesetzt.

6.1 Art und MaB der baulichen Nutzung

Als Art der baulichen Nutzung soll gem. § 5 BauNVO ein Dorfgebiet festgesetzt
werden mit den Festsetzungen flr die Grundflachenzahl (GRZ) 0,6 und der Zahl
der Vollgeschosse von II als Hochstgrenze. Zur Wahrung des dérflichen Charak-
ters wird die Anzahl der Wohneinheiten eingeschrankt.

Fir das geplante Dorfgebiet werden die zuldssigen / unzuldssigen Nutzungen
dargestellt:

MD allgemein: Dorfgebiete dienen der Unterbringung der Wirtschaftsstellen land-
und forstwirtschaftlicher Betriebe, dem Wohnen und der Unterbringung von nicht
wesentlich stérenden Gewerbebetrieben sowie der Versorgung der Bewohner des
Gebietes dienenden Handwerksbetrieben. Auf die Belange der land- und forst-
wirtschaftlichen Betriebe einschlieBlich ihrer Entwicklungsmdglichkeiten ist vor-
rangig Ricksicht zu nehmen.

Positiv-Liste
Zulassig sind

1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die dazugehori-
gen Wohnungen und Wohngebaude,

3. sonstige Wohngebaude,

4. Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftli-
cher Erzeugnisse,

5. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des
Beherbergungsgewerbes,

6. sonstige Gewerbebetriebe,

7. Anlagen flr ortliche Verwaltungen sowie flr kirchliche, kulturelle, soziale, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke,

8. Gartenbaubetriebe,

Negativ-Liste
Unzuldssig sind

2. Kleinsiedlungen einschlieBlich Wohngebdude mit entsprechenden Nutzgarten
und landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen,

9. Tankstellen.

(3) Ausnahmsweise kénnen Vergnlugungsstatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2
zugelassen werden.

Textliche Festsetzungen flr MD zur Festlegung der zulassigen Zahl der Wohnun-
gen im Baugebiet:

MD

Festsetzung flr das im Plan mit MD bezeichnete Dorfgebiet:

Je 1.500 m2 Grundsticksflache ist hochstens eine Wohnung pro Wohngebaude
zuldssig. (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB i. V. m. § 31 Abs. 1 BauGB).
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§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

§ 9 Inhalt des Bebauungsplans

(1) Im Bebauungsplan kédnnen aus stadtebaulichen Grinden festgesetzt werden:
6. die hdchstzuldssige Zahl der Wohnungen in Wohngebduden;

§ 31 Abs. 1 BauGB

§ 31 Ausnahmen und Befreiungen

(1) Von den Festsetzungen des Bebauungsplans kédnnen solche Ausnahmen zu-
gelassen werden, die in dem Bebauungsplan nach Art und Umfang ausdricklich
vorgesehen sind.

Nach § 9 Absatz 1 Nummer 6 BauGB ist nur die Festsetzung der héchstzuldssi-
gen Zahl der Wohnungen in Wohngebduden mdglich, nicht jedoch die direkte
Festsetzung der Wohnungszahl oder Zahl der Wohngebdude je Grundstlck.
Durch die Angabe der Anzahl der Wohnungen je angefangenen m2 Grundstlicks-
flache als Verhaltniszahlen kann deshalb indirekt die Zahl der Wohnungen ge-
steuert werden. Hierbei ist zu beachten, dass bei der Berechnung der Grund-
sticksflache nur die Bauflache herangezogen wird und andere Festsetzungen,
wie z.B. private Griunflachen nicht berlcksichtigt werden.

7 ErschlieBung

7.1 Verkehr

Die duBere ErschlieBung erfolgt mit der Anbindung an die ,KreisstraBe K2". Der
offentliche Personennahverkehr ist an Schultagen gewahrleistet. Hier verkehrt
die Buslinie 621 Werl - Westénnen - NiederbergstraBe - Flerke — Werl.

7.2 Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist Uber die in bzw. an der ,KreisstraBe K2" verlaufenden Kanale
und Graben erschlossen. Die Entwasserung erfolgt im modifizierten Mischsystem.
Das Dachflachenwasser wird Uber eine Rlckhaltung in das vorhandene Gewasser
eingeleitet. Hierfilr ist eine Genehmigung gem. § 7 Wasserhaushaltsgesetzt ein-
zuholen.

Das hausliche Schmutzwasser und die versiegelten Hofflachen werden in den
Mischwasserkanal in der KreisstraBBe eingeleitet.

Hinweis

Die Wallfahrtsstadt Werl hat die Versickerungsfahigkeit im Stadtgebiet in einem
Gutachten ermitteln lassen.

Der Uberwiegende Teil des Stadtgebietes ist aus verschiedenen Grlinden flr eine
Versickerung nicht geeignet. Die Ergebniskarte mit der Abgrenzung von Berei-
chen mit unterschiedlicher Tauglichkeit flir die Versickerung von Niederschlags-
wasser kann im Planungsamt oder im Kommunalbetrieb eingesehen werden.
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8 Natur- und Landschaft

8.1 Landschaftsplan

Der Geltungsbereich wird von dem seit 24.08.2012 rechtskraftigen Landschafts-
plan VI ,Werl" Uberlagert.

Aus der zugehdrigen Festsetzungskarte ergeben sich keine Schutzgebietsauswei-
sungen fiur den Geltungsbereich (s. Abb. 6). Im Umfeld befinden sich das Natur-
schutzgebiet ,Muhlenbach/Siepenbach™ (C.1.02) und das Landschaftsschutzge-
biet ,MUhlenbach™ (C.2.07).

Auf Grund des Abstandes des Geltungsbereich und der bereits jetzt vorhandenen
und zukUnftig beibehaltenen dorfliche Struktur wird von keiner Beeintrachtigung
der Schutzgebiete ausgegangen.
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Abb. 6: Auszug aus der Festsetzungskarte des Landschaftsplans VI ,Werl*

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb des Festsetzungsraumes D.2.13,
L.Landschaftsraum Muihlenbach und Zufllisse™ Er ist durch Uberwiegend landwirt-
schaftlich genutzte Flachen mit kleineren Grinland- und Waldbereichen und mehr
oder weniger strukturreichen Gewasserlaufen gekennzeichnet.

Zur Sicherung der Funktion dieses Raumes werden MaBnahmen definiert die der
Verwirklichung der Entwicklungsziele aus der Entwicklungskarte des Landschafts-
plans dienen.

Diese sieht westlich des Geltungsbereiches den Entwicklungsraum , Gewassersys-
tem Mihlenbach und Zuflisse (ER 1.06)" mit dem Entwicklungsziel 1 (Erhalt)
und Entwicklungsziel 3 (Freiraumschutz) vor. Hierbei ist besonders auf den Er-
halt, die Entwicklung und Wiederherstellung naturnaher, dynamischer FlieBge-
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wasser mit ihren begleitenden Gehélzstrukturen und Grunlandflachen als Puffer-
zonen zu achten.

Ostlich des Geltungsbereichs befindet sich Siedlungsflache.
Durch das Bebauungsplanverfahren kénnen zwar Gehdlzbestande betroffen sein,
vorgesehene Festsetzungen werden aber auch gleichzeitig Erhalt von Altholz und

eines Kleingewassers sowie Neuanpflanzungen sichern. Dies tragt zur Umsetzung
der MaBnahmen des Festsetzungsraumes D.2.13 bei.

8.2 Schutzgebiete
Vogelschutzgebiet:

Direkt angrenzend an das Planungsgebiet befindet sich das Vogelschutzgebiet
Hellwegbdrde. Es besteht das Ziel, den notwendigen Vogelschutz flir Offenlandar-
ten in der Hellwegbdrde zu gewdhrleisten.

Im Plangebiet werden keine Flachen des Vogelschutzgebietes tangiert, es wurde
jedoch eine FFH-Vertraglichkeits-Vorprifung zum Vorhaben auf der ehemaligen
Hofstelle durchgefihrt. Es wurde geprift, ob es durch das Vorhaben prinzipiell zu
erheblichen Beeintrachtigungen des angrenzenden Vogelschutzgebietes kommen
kann.

Die Vorprifung der FFH-Vorprifung hat ergeben, dass erhebliche Beeintrachti-
gungen des Vogelschutzgebietes ausgeschlossen werden kdénnen. Daher kann
von der Durchfihrung einer FFH-Vertraglichkeitsprifung nach § 34 ff. BNatSchG
abgesehen werden.

Eine ausflhrliche Beschreibung ist der FFH-Vertraglichkeits-Vorprifung zu ent-
nehmen (Blro Stelzig, Oktober 2016).

Flachenausweisungen @ LINFOS NRW:

Im ,Fundortkataster"® des Landes NRW (LINFOS) sowie im Biotopkataster des
Landes sind Geschlitzte Biotope nach § 62 LG, Verbundflachen und Schutzwurdi-
ge Biotope, dargestellt, die sich in einem Abstand von ldber 280 m sudlich und
westlich des Bebauungsplangebietes befinden. Es wird davon ausgegangen, dass
auf Grund der Entfernung keine Beeintrachtigungen diese Ausweisungen eintre-
ten werden.

8.3 Artenschutz
Im Geltungsbereich befindet sich eine ehemalige Hofanlage.

Die ehemalige Hofanlage auf der ndrdlichen Teilflache unterliegt heute einer al-
lenfalls extensiven Nutzung. Hier befinden sich alte Grinsandsteingebaude, die
im Mauerwerk und in Dachbereichen Hohlraume und Licken aufweisen. Ebenso
wie der alte, totholzgepragte Gehdlzbestand und ein Kleingewasser bieten diese
Strukturen Lebensraum flr verschiedene Arten. Die Geholzflachen und der Teich
kdénnen darliber hinaus potentielle Nahrungsbiotope darstellen. Das Kleingewas-
ser wurde im Buch ,Teiche und Bache"™ (A. und M. Krismann 1990) als vollstandig
verlandet eingestuft. Obwohl offenkundig jahrelang keine Unterhaltung stattge-
funden hat besteht heute wieder eine wenn auch flache aber offene Wasserflache
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(s. Abb. 7). Dieser Bereich und die benachbarte extensive Weide erganzen sich in
ihren 6kologischen Funktionen.

P

Abb. 7: Klelngewasser auf der nordllchen Tellflache des Plangebletes

Mit der Aktualisierung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) im Marz 2010
wurde der besondere Artenschutz in Deutschland gesetzlich konkretisiert und an
die europadischen Vorgaben angepasst. Nach den Bestimmungen des § 44
BNatSchG sind bei allen genehmigungspflichtigen Planungs- und Zulassungsver-
fahren die Belange des Artenschutzes gesondert zu prifen. Bei der fur die Be-
bauungsplan-Anderung erforderlichen Artenschutzrechtlichen Priifung (Stufe I)
geht es um die Frage, ob durch die Planung planungsrelevante Arten im Umfeld
betroffen sein kdnnen und artenschutzrechtlich relevante Tatbestande im Sinne
des § 44 BNatSchG eintreten kénnen. Eine artenschutzrechtliche Priifung (Stufe I
und II) wurde fir den Bereich der ehemaligen Hofstelle durchgefiihrt (Bliro Stel-
zig, Soest, Oktober 2016). Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Planung nicht
gegen Verbote des § 44 BNatSchG verstoBt.

Zum Artenschutz werden folgende Hinweise gegeben:

Die Raumung des Baufeldes und der Abbruch von Gebduden missen zum Schutz
der Brutvogel auBerhalb der Brutzeit (15. Marz bis 31. Juli) durchgefiuhrt werden.
Rodungs- und RaumungsmaBnahmen von Vegetationsflachen sind nur zwischen
dem 1. Oktober und dem 28. Februar durchzufiuhren.

Bei der Bauausflihrung ist etwaigen Hinweisen auf vorkommende geschitzte
Tier- und Pflanzenarten nachzugehen und in diesem Fall unverztglich die Untere
Landschaftsbehdrde des Kreises Soest als die flr den Artenschutz zustédndige Be-
hérde zu informieren.

11
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8.4 Eingriffsregelung

Die Realisierung der Bebauung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 121
~OberbergstraBe" stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des § 1 a
BauGB dar, der entsprechend auszugleichen ist.

Im Rahmen der Erstellung des Umweltberichtes wurde eine Eingriffsbilanzierung
unter Berucksichtigung des Ist- und des Planungszustandes vorgenommen und
der planerische Kompensationsaufwand prognostiziert. Vorrangig sollen notwen-
dige KompensationsmaBnahmen innerhalb des Plangebietes umgesetzt werden.
Diese werden durch Festsetzungen im Bebauungsplan gesichert. Das verbleiben-
de Defizit von 3.303 Biotopwertpunkten kann im Okofldchenpool der Wallfahrts-
stadt Werl ausgeglichen werden.

Hinweis zur Eingriffsregelung:

Der vorhandene Baum- und Gehéblzbestand ist unter Beachtung und Einhaltung
der DIN 18920 (Schutz von Bdumen, Pflanzenbestidnden und Vegetationsfldchen
bei BaumaBnahmen) zu sichern und zu erhalten.

8.5 Umweltbericht

Gem. § 2 (4) BauGB ist fur die Belange des Umweltschutzes nach § 1 (6) Nr. 7
und § la BauGB eine Umweltprifung durchzuflihren. Die voraussichtlichen er-
heblichen Umweltauswirkungen werden im Umweltbericht, der Bestandteil (Teil
IT) der Begrindung ist, beschrieben und bewertet sowie MaBnahmen zur Kom-
pensation - soweit erforderlich — benannt.

9 Sonstige Belange

9.1 Immissionsschutz

Im Plangebiet ist durch die geplante Nutzung als Reithalle mit Immissionen zu
rechnen. In der Umgebung des Plangebietes befinden sich auBerdem landwirt-
schaftliche Betriebe die Tierhaltung betreiben. Daher muss die Zulassigkeit von
zusatzlicher Wohnbebauung nach den Bestimmungen der Geruchsimmisionsricht-
linie (GIRL) nachgewiesen werden Im Baugenehmigungsverfahren missen die
notwendigen Abstande Uberprift werden. Flr den Betreiber der Reithalle gelten
diese Bedingungen beim Bau eines Wohnhauses nicht.

9.2 Bodenschutz
Folgende Hinweise werden gegeben:

Aus ingenieurgeologischer Sicht ist vor Beginn von BaumaBnahmen der Bau-
grund objektbezogen zu untersuchen und zu bewerten. Zur Klarung von Fragen
mdglicher bergbaulicher Einwirkungen ist eine Anfrage bei der Bezirksregierung
Arnsberg, Abt. 6-Bergbau und Energie in NRW, zu stellen.

Mutterboden:

Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist der Oberboden (Mutterbo-
den) bei Errichtung oder Anderung von baulichen Anlagen in nutzbarem Zustand
zu erhalten und vor Vernichtung zu schitzen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu
sichern, zur Wieder-verwendung zu lagern und spater wieder einzubauen.

12
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9.3 Altlasten, Abfallwirtschaft, Bodenschutz

Im Kataster Uber Altlastenverdachtsflachen und Altlasten im Kreis Soest ist im
Plangebiet keine Eintragung vorhanden.

Hinweis:
Im Zuge der Planumsetzung/Bauausfuhrung ist nachfolgendes zu beachten:

Sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigung festgestellt
werden, ist die Abteilung Abfallwirtschaft/Bodenschutz des Kreises Soest umge-
hend zu benachrichtigen. Die vorgefundenen Abfdlle bzw. verunreinigter Boden
sind bis zur Klarung des weiteren Vorgehens gesichert zu lagern.

Bei BaumaBnahmen anfallende Abfélle sind vorrangig einer Verwertung zuzufiih-
ren. Mutterboden ist abzuschieben und einer Verwertung zuzufihren.

9.4 Klimaschutz

Aufgrund der verhaltnismaBig groBflachigen Naturbestandteile im Plangebiet, die
das Treibhausgas CO2 aufnehmen, sind weitere Festsetzungen im Sinne einer
Anpassung an den Klimawandel nicht vorgesehen.

9.5 Denkmalschutz

Der Bebauungsplan betrifft den Ortsteil BergstraBe ostnorddstlich von Werl.
BergstraBe ist im 9. Jahrhundert in den ,Corveyer Traditionen"™ als Birgostrotun
erstgenannt und gehdért zu den in den Geschichtsquellen der Hellweg-L6Bbdrden
am frihesten bezeugten landlichen Siedlungen. Die 0. g. Planung bezieht sich auf
den ehemaligen Hof Romberg in OberbergstraBe, wie er im preuBischen Urkatas-
ter der 1. Halfte des 19. Jahrhunderts als solcher bezeichnet ist. Dieser Hof
Romberg liegt an der Terrassenkante unmittelbar sidwestlich des ehemaligen
grundherrschaftlichen Haupthofes ,Schulze zu BergstraBen®. Es ist zu vermuten,
dass sich Reste des Hofes Romberg noch im Boden erhalten haben.

Somit liegt im Plangebiet nach dem DSchG NW ein Vermutetes Bodendenkmal.

Daraufhin wurden am 13.03.2017 im Bereich des Bebauungsplans Nr. 121,
"OberbergstraBe" drei Sondageschnitte durchgefthrt. Im Bereich der Uberplanten
Flachen wurden Reste alterer Bebauung gefunden. Der Grundriss wurde bei der
Voruntersuchung vollstandig dokumentiert. Die Sondierungen in den anderen Be-
reichen erbrachten keine weiteren archaologischen Befunde. Eine weitere Beglei-
tung der Bauarbeiten ist dementsprechend in diesen Flachen nicht notwendig.

Vor Beginn der Abrissarbeiten im Bereich des noch bestehenden unterkellerten
Hauses ist jedoch der LWL zu informieren um etwaige Reste einer alteren Nut-
zung zu dokumentieren.

In Planbereich befinden sich voraussichtlich Uberreste der im 13. Jahrhundert er-
richteten Magdalenenkapelle. Sollten bei zuklnftigen Bauarbeiten Reste dieses
Bauwerkes gefunden werden ist die Untere Denkmalbehdrde zu informieren.

Zu Bodendenkmalern wird der folgende Hinweis gegeben:

Bei Bodeneingriffen kénnen Bodendenkmaler (kultur- und/oder naturgeschichtli-
che Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Graben, Einzelfunde aber auch Veranderun-
gen und Verfarbungen in der natlrlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen und Spal-
ten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdge-
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schichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmalern ist

der Gemeinde als Untere Bodendenkmalpflege und/oder der LWL-Archaologie flr

Westfalen, AuBenstelle Olpe (Tel.: 02761-93750 FAX 02761-937520) unverzlg-
lich anzuzeigen und die Entdeckungsstatte mindestens 3 Werktage in unveran-
dertem Zustand zu erhalten (§§ 15 u. 16 Denkmalschutzgesetz NW), falls diese
nicht vorher von den Denkmalbehérden freigegeben wird. Der Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten
und flir wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen (§ 16

Abs. 4 DschG NW).

10 Stddtebauliche Kenndaten

Flachennutzung Flache [m2] Anteil [%]
GroBe des Geltungsbereichs 7.346 100
Dorfgebiet 4.858 66,1
davon max. (berbaubare Fldche: 2.915 39,7
davon nicht tUberbaubare Fldche: 1.943 26,5
Wasserflachen 558 7,6
Flachen flir Anpflanzung 1.930 26,3

Werl, im Juni 2017

2 R

(Ludger Popsel)

Fachbereich III - Abt. Stadtplanung, StraBen und Umwelt
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Wallfahrtsstadt Werl Der Blrgermeister

zl?;treschlussvorlage Vorlage-Nr. 693
X ffentlichen TOP [/ 7
[ nichtdffentlichen Sitzung des _
am Personalrat ist zu beteiligen

O O ja X nein
[] Hauptausschusses Zustimmung
X Rates 13.07.2017 [ ist beantrag t [ liegt vor
Agenda-Leitfaden
wurde beriicksichtigt [1ja [ nein (Begriindung s. Sachdarstellung) B nicht relevant
Ertrége und / oder Einzahlungen [ nein [ einmalig [J jéhrlich in Héhe von €
Aufwendungen und / oder Auszahlungen [] nein [] einmalig [ ] jéhrlich in Héhe von €
Haushaltsmittel stehen [] nicht [ nur mit € zur Verfiigung bei Sachkonto
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung)
Folgekosten:
Durch bilanzielle Abschreibungen ] nein [ jahrlich in Héhe von €
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc.

[ nein [ einmalig [ jéhrlich in Héhe von €

Nachrichtlich:
Finanzierungskosten unter Beriicksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-

schnittlichen Zinssatzes von % [ nein [ jéhrlich in Héhe von €

Datum: 29.06.2017 Unterschrift Sichtvermerke

Abt. Finanzen o e il 20 FBL | vehfater BM
AZ: 20 - St -

Titel: Entwurf des Jahresabschlusses 2016

Sachdarstellung:

GemaB § 95 GO NRW hat die Stadt Werl zum Schluss eines jeden Haushaltsjah-
res einen Jahresabschluss aufzustellen, in dem das Ergebnis der Haushaltswirt-
schaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist. '

Der lJahresabschluss muss unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmaBiger
Buchfitihrung ein den tatsdchlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Ver-
mogens-, Schulden-, Ertrags-, und Finanzlage der Stadt vermitteln.

Der Jahresabschluss besteht aus

der Bilanz

der Ergebnisrechnung

der Finanzrechnung

den Teilergebnis- und Teilfinanzrechnungen
dem Anhang

Dem Jahresabschluss ist ein Lagebericht beizuftigen.

Der Anhang ist geméaB § 44 GemHVO NRW um einen Anlagenspiegel, einen For-
derungsspiegel, einen Verbindlichkeitenspiegel und einen Rickstellungsspiegel zu
erweitern.



Der Jahresabschluss 2016 wurde durch den Stadtkammerer aufgestellt und durch
den Burgermeister nach § 95 Abs. 3 GO NRW bestétigt.

Die Ergebnisrechnung des Jahres 2016 schlieBt mit einem Jahresiiberschuss von
2,265 Mio. € ab. Nach den fortgeschriebenen Ansatzen des Haushaltsplanes lag
der Planung 2016 ein Jahrestberschuss von 0,005 Mio. € zugrunde, sodass sich
im Vergleich hierzu insgesamt eine Verbesserung von rd. 2,260 Mio. € ergibt.

Bei den ordentlichen Ertragen war insgesamt ein Anstieg von rd. 0,851 Mio. € zu
verzeichnen. Bei den Steuern und &hnlichen Abgaben wurden insgesamt Mehrer-
trage von rd. 0,574 Mio. € erzielt. Die Minderertrage der privatrechtlichen Leis-
tungsentgelte in Héhe von 0,466 Mio. € waren insbesondere zurtckzuflihren auf
geringere Fluchtlingszahlen und hiermit korrespondierenden Minderertrégen bei
den Nutzungsentgelten. Bei den sonstigen ordentlichen Ertrégen ergaben sich
Mehrertrage von rd. 0,613 Mio. €. MaBgeblich waren hier nicht vorhersehbare
Mehrertrage bei der Auflésung der Pensionsriickstellungen.

Die ordentlichen Aufwendungen verringerten sich um rd. 2,412 Mio. In besonde-
rem MaBe beeinflussten hier die Minderaufwendungen fiir Sach- und Dienstleis-
tungen in Hohe von rd. 1,439 Mio. € das Ergebnis. NaturgemaB entfallen diese
Aufwendungen auf zahlreiche kleinere Positionen. Ein nicht unwesentlicher Anteil
resultierte aus geringeren Aufwendungen flr die Instandhaltung der Geb&dude
und des Infrastrukturvermégens. Aber auch die Energiekosten fielen - nicht zu-
letzt wegen zurlickgehender Fllchtlingszahlen - deutlich geringer aus als ge-
plant. Hierdurch sind auch die um rd. 0,426 Mio. € rucklaufigen Transferaufwen-
dungen begrindet. Gleiches gilt flr die aus vielen kleineren Positionen bestehen-
den sonstigen ordentlichen Aufwendungen. Die um rd. 0,439 Mio. € ricklaufigen
Aufwendungen werden im Wesentlichen durch geringere Mietaufwendungen be-
grindet.

Die Verdnderungen bei den Finanzertragen in Héhe von rd. 1,168 Mio. € waren
zuruckzufuhren auf eingeplante, aber in der Haushaltsausfiihrung nicht benétigte
Gewinnausschuttungen der BBG und dem KBW.

Mit der in 2016 zur Verfugung stehenden Liquiditat konnte der Kassenkreditbe-
stand um 4,0 Mio. € sowie die langfristigen Verbindlichkeiten um 1,594 Mio. €
reduziert werden.

Der im Rahmen des Jahresabschlusses 2016 auszuweisende und das Eigenkapital
verstdrkende Uberschuss darf nicht dariiber hinwegtiduschen, dass der
Haushaltsausgleich weiterhin — und-bei jahrlich abnehmender Konsolidierungshil-
fe des Landes auch bis zum Jahr 2021 - erreicht werden muss. Angesichts ge-
wisser Unwagbarkeiten - insbesondere bei den nicht oder nur bedingt durch die
Stadt beeinflussbaren Ansatzen (z.B. Gewerbesteuer, Kreisumlage, Asylaufwen-
dungen, Zinsen) - sind weiterhin alle Konsolidierungspotenziale konsequent zu
nutzen.



Im Anschluss an die Ratssitzung ist folgende weitere Verfahrensweise vorgese-
hen:
1. Prdfung durch den Rechnungsprifungsausschuss mit einem entsprechen-
den Beschlussvorschlag fiir den Rat
2. Feststellung des Jahresabschlusses durch Beschluss des Rates verbunden
mit dem Beschluss Uber die Verwendung des Jahresiiberschusses und iber
die Entlastung des Biirgermeisters
3. Anzeige des vom Rat festgestellten Jahresabschlusses bei der Kommu-
nalaufsicht
4. Offentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses

Anlage: Betriebsabrechnungsbogen 2016

Beschlussvorschlaqg:

Es wird beschlossen, den Entwurf des Jahresabschlusses 2016 zur Prifung nach
§ 101 GO NRW an den Rechnungsprifungsausschuss weiterzuleiten.



[Jahresabschluss 2016

BNI HN

Urbudget

Planung (FANS)

Buchung (IST)

Steuern und Ahnliche Abgaben

34.085.770,00 €

35.585.759,36 €

36.159.338,26 €

Zuwendungen und allgemeine Umlagen

17.921.700,00 €

18.127.602,08 €

18,110.211,45 €

Sonstige Transferertrage

500,00 €

500,00 €

120.148,30 €

Offentlich-rechtliche Leistungsentg.

1.974.710,00 €

2.010.950,24 €

2.071.021,63 €

Privat-rechtliche Leistungsentg.

2.398.970,00 €

2.409.450,92 €

1.943.423,02 €

Kostenerstattungen und Kostenumlagen

5.012.140,00 €

5.016.369,40 €

4.952.367,35 €

Sonstige ordentliche Ertrédge

(2] RNE £ 0 IW1 B L9W] 61 Eo]

2.416.860,00 €

2.916.281,18 €

3.529.152,87 €

Aktivie*rte Eigenleistungen

€

= £

32.503,36 €

10 Ordentliche Ertrége

63.810.650,00C

66.066.913,18 C

66.918.166,31 €

11 Personalaufwendungen

9.332.150,00 €

9.322.945,10 €

9.270.082,92 €

11a Personalaufw. dezentral 285.300,00 € 287.463,95 € 284.619,84 €
12 Versorgungsaufwendungen 1.523.940,00 € 1.847.640,00 € 1.772.692,43 €
13 Aufw. fur Sach- und Dienstleistungen 5.337.670,00 € 6.120.107,57 € 5.145.673,89 €
13 a Querschnitt Abt, 10 55.900,00 € 58.628,90 € 58.367,05 €
13 b Querschnitt Liegenschaften 2.502.120,00 € 2.494.865,29 € 2.228.882,58 €
13 c Querschnitt Abt. 63 825.880,00 € 768.880,00 € 733.242,62 €
13 d Querschnitt KBW 2.911.090,00 € 2.908.138,34 € 2.791.442,31 €
13 e Aufw. fir Sach-4Dienstl (Festwert) 68.800,00 € 71.870,19 € 70.209,82 €
13 f Aufw, Festwest MEDIENBUDGET 126.000,00 € 63.386,20 € 18,755,722 €
14 Bilanzielle Abschreibungen 5.173.410,00 € 5.170.158,07 € 5.2094.589,80 €
14a Abschreibungen GWG 212,720,00 € 238.831,61 € 154.058,75 €
14b Abschreibung GWG MEDIENBUDGET = ¥ B8.002,47 € 8.002,44 €

15 Transferaufwendungen

33.681.090,00 €

32.276.651,16 €

31.850.649,51 €

16 Sonstige ordentliche Aufwendungen

1.476.950,00 €

1.879.872,26 €

1.442.8681,28 €

16a Querschnitt Abt. 10 547.190,00 € 560.932,20 € 544.771,95 €
16b Reisekosten 11.460,00 € 11.460,00 € 9.274,39 €
17 Ordentliche Aufwendungen 64.071.670,00 € 64.089.873,31 € 61.678.197,30 €
18 ORDENTLICHES ERGEENIS 261.020,00 € 1.977.039,87 € 5.239.969,01 €

19 Finanzertréage

3.341.820,00 €

3.341.820,00 €

2.171.155,70 €

20 Zinsen und sonstige Aufwendungen

2.616.050,00 €

5.314.297,75 €

5.145,894,43 €

21 FINANZERGEBNIS

725.770,00 €

1.972.477,75 €

2.974.738,73 €

27 Erlr. aus internen Leistungsbez. 468.890,00 € 468.890,00 € 627.507,95 €
28 Aufw. aus internen Leistungsbez. 468.890,00 € 468.890,00 € 627.507,95 €
29 JAHRESERGEBNIS 464.750,00 € 4.562,12 C 2.265.230,28 €
F N ECH Urbudget Planung (FANS) Buchung (IST)

1 Steuern und dhnliche Abgaben

34.085.770,00 €

34.085.770,00 €

36.326.271,72 €

2 Zuwendungen und allgemeine Umlagen

15.470,970,00 €

15.470.970,00 €

15.331.581,59 €

3 Sonstige Transfereinzahlungen

500,00 €

500,00 €

116.067,65 €

4 Offentl.-rechtliche Leistungsentgelte

1.450.700,00 €

1.450.700,00 €

1,569.792,12 €

5 Privatrechtliche Leistungsentgelte

2.398.970,00 €

2.398.970,00 €

1.961.090,90 €

6 Kostenerstattungen, Kostenumlagen

5.012.140,00 €

5.012.140,00 €

5.063.585,01 €

7 Sonstige Einzahlungen

1.985.600,00 €

1.985.600,00 €

2.016.291,72 €

8 Zinsen und sonst, Finanzeinzahlungen

3.341.820,00 €

3.341.820,00 €

2.171.160,97 €

9 Einz. aus Ifd. Verwaltungstétigkeit

63.746.470,00 €

63.746.470,00 €

64.555.841,68 C

10 Personalauszahlungen

8.927.190,00 €

8.927.190,00 €

8.558.819,06 €

11 Versorgungsauszahlungen

1.523.940,00 €

1.523.940,00 €

1.488.708,05 €

12 Ausz. f. Sach- und Dienstleistungen

11.632.660,00 €

11.632.660,00 €

10.629.404,23 €

13 Zinsen und sonst. Finanzauszahlungen

2.616.050,00 €

7.616.050,00 €

2.257.656,58 €

14 Transferauszahlungen

33.681.000,00 €

33.681.090,00 €

31.442.597,03 €

15 Sonstige Auszahlungen

2.033.100,00 €

2.033.100,00 €

1.636.313,80 €

16 Ausz. aus Ifd. Verwaltungstitigkeit

60.414.030,00 €

60.414.030,00 €

56.013.498,75 C

17 SALDO AUS LFD. VERWALTUNGSTATIGKEIT

124.160.500,00 €

124.160.500,00 €

120.569.340,43 €

18 Einz. a. Zuw. u. Zusch. fur Invest.

2.425.170,00 €

2.425.170,00 €

2.400.815,21 €

19 Einz. a. d. VerduB. von Anlagen 225.000,00 € 225.000,00 € 138.954,25 €
20 Einz. a. d. VerduB. v. Finanzanlagen - € - € - €
21 Einz. a. Betragen u. Entgelten 213.000,00 € 213.000,00 € 73.088,20 €
22 Sonst. Investitionseinzahlungen n  9E . A o A
23 Einzahlungen a. Investitionstatigkeit 2.863.170,00 € 2.863.170,00 € 2.612.857,66 €
24 Ausz. f. d. Erwerb v. Grundstiicken 455.000,00 € 455.000,00 € 4.614,54 €

25 Ausz. f. BaumaBnahmen

3.382.000,00 €

3.382.000,00 €

1.218.877,59 €

26 Ausz. f. d. Erwerb v. Anlagevermégen

1.182.370,00 €

1.182.370,00 €

1.150.648,95 €

27Ausz. f. d. Erwerb v. Finanzanlagen - £ L g I
28 Ausz. v. aktivierbaren Zuwendungen 10.000,00 € 10.000,00 € - €
29 Sonstige Investitionsauszahlungen - € - £ TR

5.029.370,00 €

5.029.370,00 €

2.374.141,08 €

30 Ausz. a. Investitionstdtigkeit
31 SALDO A. INVESTITIONSTATIGKEIT

2.166.200,00 €

1

2.166.200,00 ¢

238.716,58 €

32 FINANZMITTELUBERSCHUSS/-FEHLBETRAG

1.166.240,00 €

Lelinlls

1.166.240,00 ¢

33 Aufnahme u. Riickfllisse v. Darlehen

8.781.059,51 €
- &

34 Aufn. v. Krediten z. Liguiditatssich.

710.660,00 €
€

710.660,00 €

24.000.000,00 €

35 Tilgung u. Gewahrung v, Darlehen

1,876.900,00 €

1.876.900,00 €

1.594.927,29 €

36 Tilg. v. Krediten. z. Liguiditatsich. - € - € 28.000.000,00 €
37 SALDO A. FINANZIERUNGSTATIGKEIT 1.166.240,00 € |- 1.166.240,00 € |- 5.594.927,29 €
38 AND. D. BEST. A. EIG. FINANZMITTELN = € - € 3.186.132,22 C
Fremdmittel

Sonstige Verbindlichkeiten (Bilanz) i 5.603,30 €
unterjdhrige Umsatzsteuer 1.814,02 €
Durchlaufende Finanzmitte! 6.769,30 €
Landesmittel Schule (LHQ)_& Schulspenden - 8.068,23 €

39 Anfangsbestand an Finanzmitteln

5.673.587,50 €

41 LIQUIDE MITTEL

8.851.003,47 €




Wallfahrtsstadt Werl Der Burgermeister

Beschlussvorlage Vorlage-Nr. 694
Zur
dffentlichen TOP I/4
| [ nichtoffentlichen Sitzung des

am Personalrat ist zu beteiligen

c O ja X nein
[] Hauptausschusses Zustimmung
X Rates 13.07.2017 [ ist beantragt [ liegt vor

Agenda-Leitfaden
wurde beriicksichtigt [Jja [ nein (Begriindung s. Sachdarstellung) X nicht relevant

Ertrége und / oder Einzahlungen [ nein [ einmalig [] j&hrlich in Héhe von €
Aufwendungen und / oder Auszahlungen [] nein [] einmalig [ ] jéhrlich in H6he von €
Haushaltsmittel stehen [] nicht [] nur mit € zur Verfligung bei Sachkonto

(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung)
Folgekosten:

Durch bilanzielle Abschreibungen 1 nein [ jahrlich in Héhe von €
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc.
[ nein [ einmalig [ jéhrlich in Héhe von €

Nachrichtlich:
Finanzierungskosten unter Berlicksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-

schnittlichen Zinssatzes von % [ nein [] jahrlich in Héhe von €

Datum: 29.06.2017 Unterschrift Sichtvermerke

Abt. Finanzen % TR, 20 FBL |y ﬂ‘mter BM
AZ: 20 - St /A

T

Titel: Entwurf des Gesamtabschlusses 2010
Sachdarstellung:

GemaB § 116 GO NRW i. V. m. § 95 GO NRW hat die Stadt Werl zum Schluss
eines jeden Haushaltsjahres einen Gesamtabschluss aufzustellen, in dem das Er-
gebnis der Haushaltswirtschaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist.

Der Gesamtabschluss muss unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmaBiger
Buchfihrung ein den tatsdchlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Ver-
mogens-, Schulden-, Ertrags-, und Finanzlage der Stadt vermitteln.

Der Gesamtabschluss besteht aus
e der Gesamtbilanz
e der Gesamtergebnisrechnung
e dem Gesamtanhang

Dem Gesamtabschluss ist ein Gesamtlagebericht und ein Beteiligungsbericht bei-
zufligen.

Der Gesamtanhang ist um einen Verbindlichkeitenspiegel und eine Kapitalfluss-
rechnung zu erweitern.



Flr den Gesamtabschluss hat die Stadt Werl ihren Jahresabschluss und die Jah-
resabschllsse des gleichen Geschéaftsjahres aller verselbststéndigten Aufgaben-
bereiche in &ffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form zu konsolidieren.
Der Vollkonsolidierungskreis der Stadt Werl besteht neben der Kernverwaltung
aus folgenden Gesellschaften:

Gesellschaft fur Wirtschaftsforderung und Stadtentwicklung mbH
Kommunalbetrieb Werl (eigenbetriebséahnliche Einrichtung)
Stadtische Bader- und Beteiligungs-GmbH

Stadtwerke Werl GmbH

Krematorium Werl GmbH

Der Gesamtabschluss 2010 wurde durch den Stadtkammerer aufgestellt und
durch den Blrgermeister nach § 116 Abs. 5 GO NRW i. V. m. § 95 Abs. 3 GO
NRW bestétigt.

Die Gesamtergebnisrechnung 2010 schlieBt mit einem Jahresfehlbetrag von rd.
6,531 Mio. € ab. Auf den Kernhaushalt entfallt ein Fehlbetrag von 6,109 Mio. €.

Im Anschluss an die Ratssitzung ist folgende weitere Verfahrensweise vorgese-
hen:
1. Prafung durch den Rechnungsprifungsausschuss mit einem entsprechen-
den Beschlussvorschlag fiir den Rat
2. Feststellung des Gesamtabschlusses durch Beschluss des Rates verbunden
mit dem Beschluss Uber die Verwendung des Jahresfehlbetrages und tber
die Entlastung des Birgermeisters
3. Anzeige des vom Rat festgestellten Gesamtabschlusses bei der Kommu-
nalaufsicht
4. Offentliche Bekanntmachung des Gesamtabschlusses

Anlage: Gesamtergebnisrechnung 2010

Beschlussvorschlag:

Es wird beschlossen, den Entwurf des Gesamtabschlusses 2010 zur Prifung nach
§ 101 GO NRW an den Rechnungsprifungsausschuss weiterzuleiten.



Gesamtergebnisrechnung der Stadt Werl
fiir die Zeit vom 01.01. bis zum 31.12.2010

W O ~NO O WM =

11
12
13
14
15
16

17
18
19
20
21
22
23
25

26

27

2010
EUR EUR
Steuern und dhnliche Abgaben 23.731.152,97
Zuwendungen und allgemeine Umlagen 15.087.849,22
Sonstige Transferertrage 2.469,82
Offentlich-rechtiiche Leistungsentgelte 12.417.274,60
Privatrechtliche Leistungsentgelte 32.508.350,98
Kostenerstattungen und Kostenumlagen 489.671,88
Sonstige ordentliche Ertrége 2.645.555,71
Aktivierte Eigenleistungen 285.972,14 /,»' ;
Ordentliche Gesamtertrige 87.168.297,32
& y
Personalaufwendungen -14.592.488,27 \‘-_.\
Versorgungsaufwendungen -2.000.954,02 *-\
Aufwendungen fur Sach- und Dienstleistungen -30.990.063,84 \
Bilanzielle Abschreibungen -9.797.82 % ;
Transferaufwendungen -24.210.553,8 \
Sonstige ordentliche Aufwendungen -5.213.563,82
Ordentliche Gesamtaufwendungen \\ -86. 805.453,34
4 b i
Ordentliches Gesamtergebnis \ 362.843,98
Finanzertrage “ X 151.511,84
Finanzaufwendungen & g \ -6.162.520,58
Gesamtfinanzergebnis A -6.011.008,74
Gesamtergebnis der laufenden Geschiftstﬁtigk;?tx\__ \\ -5.648.164,76
AulRerordentliche Ertrage ’/ - 0,00
AuBerordentliche Aufwendungen / 4 -41.802,00
AuBerordentliches Gesamtergebnis -41.802,00
-
Gesamtjahresergebnis -5.689.966,76
£ .
Anderen Gesellschaftém zuzurechnendes Ergebnis -841.029,24

Ergebnisanteilder Stadt
Q e,

-6.530.996,00

Anlage 1a



Wallfahrtsstadt Werl Der Blrgermeister

Beschlussvorlage Vorlage-Nr. 695
zur

X &ffentlichen TOP

[ ] nichtdffentlichen Sitzung des

am Personalrat ist zu beteiligen

X Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 12.07.2017 []ja X nein
[ ] Hauptausschusses Zustimmung
X Rates 13.07.2017 [] ist beantrag t [] liegt vor
Agenda-Leitfaden
wurde beriicksichtigt [X ja [ nein (Begriindung s. Sachdarstellung) [] nicht relevant
Ertrige und / oder Einzahlungen ] nein 1 einmalig [] jéhrlich in H6he von €
Aufwendungen und / oder Auszahlungen [] nein [ ] einmalig [] jéhrlich in H5he von €
Haushaltsmittel stehen [] nicht [] nur mit € zur Verfigung bei Sachkonto
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung)
Folgekosten:
Durch bilanzielle Abschreibungen [ nein [ jahrlich in Héhe von €
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc.

[ nein []einmalig [ jahrlich in H6he von €

Nachrichtlich:
Finanzierungskosten unter Bericksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-

schnittlichen Zinssatzes von % [ nein [] jahrlich in Hhe von €
Datum: 29.06.2017 Unterschrift Sichtvermerke
Allg.
Abt. - 61 - 20 FBL Vertreter BM
AZ: 61-pr

Titel: Planfeststellung fiir den Neubau der A 445
Werl / Nord bis Hamm / Rhynern von Bau-km 0-163,5 bis Bau-km 8+040,0
- Deckblattverfahren II -

Sachdarstellung:

Der Landesbetrieb StraBenbau NRW hat fur das o. a. Bauvorhaben die Durchflh-
rung des Planfeststellungsverfahrens beantragt.

Das Verfahren nach dem StraBen- und Wegegesetz fiir das Land Nordrhein-
Westfalen i.V. mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz NRW flhrt die Bezirksregie-
rung Arnsberg durch.

Die Planunterlagen lagen in der Zeit vom 22.05.2017 bis einschlieBlich 21.06.2017
im Rathaus zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

Die Stadt Werl wurde aufgefordert, zu der geanderten Planung bis zum 5. Juli 2017
Stellung zu nehmen. Auf Antrag der Wallfahrtsstadt Werl wurde diese Frist bis zum
21. August 2017 verlangert.

Mitarbeiter des Landesbetriebes StraBenbau NRW, Regionalniederlassung Sauer-
land-Hochstift standen am 24.05., 01.06. und 13.06.2017 bei der Wallfahrtsstadt
Werl wahrend der Dienststunden flr Erlduterungen zur Verfiigung.

Die geanderte Planung des Deckblatts II wurde geprift und die Ergebnisse in der
Stellungnahme der Stadt Werl zusammengefihrt, zum Natur- und Artenschutz-
rechtlichen Teil wurde das Buro Schmal + Ratzbor, Ingenieurblro flir Umweltpla-
nung, mit einer Plausibilitatsprifung beauftragt. Ebenso wurden die Eingaben aus
den Antragen der CDU Fraktion zur Trassenfiihrung vom 26.0.4.2017(Anlage 2: Rat
18.04.2017) und vom 16.05.2017 zum Larmschutz beim Weiterbau der A 445

1



(Anlage 3: Rat 21.06.2017) eingebunden, so dass diese Antrage nicht mehr geson-
dert beraten werden. Darlber hinaus wurden auch weitere Anregungen in der
Stellungnahme berlcksichtigt.

Bei der Prifung der Deckblattunterlagen hat sich ergeben, dass alternativ zur
konkreten Forderung der Rlckkehr zur urspringlichen Trassenfihrung auch eine
weiter 6stlich gelegene Trasse sinnvoll erscheint.

Die Stellungnahme der Wallfahrtsstadt Werl ist in der Anlage 1 beigefiigt.

Beschlussvorschlag:
Es wird die als Anlage beigefligte Stellungnahme der Wallfahrtsstadt Werl zum

Weiterbau der A 445, Deckblattverfahren II, beschlossen.

Anlagen:

1. Antrag der CDU-Fraktion Werl vom 18.04.2017

2. Antrag der CDU-Fraktion Werl vom 16.05.2017

3. Stellungnahme der Stadt Werl zum Weiterbau der A 445, Deckblattverfahren 1II,
nebst Anlagen



CD

Fraktion Werl

CDU-Fraktion Werl, Neuer Markt 1, 59457 Werl

Bilirgermeister der Stadt Werl rﬂ" b 04
Herrn Michael Grossmann L <oty
Hedwig-Dransfeld-Str. 23-23a

59457 Werl www.cdu-werl.de

Datum: 18 April

Antrag der CDU-Fraktion: Antrag der CDU zur Trassenfiihrung der A445

Sehr geehrter Herr Burgermeister Grossmann,

Die CDU hélt die derzeitig geplante Trassenflihrung der A445 fir die Birgerinnen und Biirger
des Werler Ortsteils Hilbeck flr nicht tragbar. Diese ist fur Hilbeck keine Lésung.

Gegebenenfalls muss in Betracht gezogen werden fiir eine mégliche B63n (Ortsumfahrung
Hilbeck) als Alternative einzutreten.

Begriindung:

1

Das Problem der Entlastung fir das Dorf Hilbeck wird durch diese geplante Linienfiihrung
nicht geldst, sondern nur von dem Dorfmittelpunkt weg hin zum Dorfrand verlagert und
belastet nach wie vor das gesamte Dorf.

Eine Trasse, die zu nah an der Bebauung vorbeifiihrt, ist fur die Hilbecker Burgerinnen und
Burger nicht zumutbar. Es ist nicht nachvollziehbar, dass der Vogelschutz vor
Menschenschutz geht. ,

Eine dorfliche Entwicklung, wie durch den Bebauungsplan beziiglich der Allener StraRe
gewunscht, ist nicht mehr maéglich.

Ein fur die Hilbecker Geschichte bedeutendes Waldstlck soll durchtrennt werden. Dabei
mussen viele Baume weichen. Somit ist die geplante Trassenfiihrung nicht nur fur das Dorf
identitatsraubend, sondern auch vor dem Hintergrund des Naturschutzes nicht
nachvollziehbar.

Es ist enttduschend und unversténdlich, dass eine jahrelange Planung, unzéhlige Petitionen,
Resolutionen und Gutachten, zu einer solchen Lésung flihrten. "

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Werl lehnt die Trassenfuihrung zur Weiterfuhrung der A445 von Werl nach Hamm
ab und fordert den Landesbetrieb auf zu der urspriinglichen Trassenfiihrung zuriickzukehren!
Mit freundlichem Gru®

Klaus Eifler
(CDU-Fraktionsvorsitzender)



Fraktion Werl

CDU-Fraktion Werl, Neuer Markt 1,59457 Werl

Biirgermeister der Stadt Werl
Herrn Michael Grossmann
Hedwig-Dransfed-Str. 23-23a

59457 Werl
www.cdu-werl.de

Werl, 16.05.2015

Antrag der CDU-Fraktion: Stellungnahme zum Deckblattverfahren zum Weiterbau der
Ad45, hier: Leérmschutz

Sehr geehrter Herr Burgermeister Grossmann,

die CDU-Fraktion Werl der Wallfahrtsstadt Werl beauftragt die Verwaltung in lhre
Stellungnahme zum Deckblattverfahren zum Weiterbau der A445 auch die
Forderungen der Birger im Werler Westen nach

einem aktiven Larmschutz im Trassenverlauf bzw. einen entsprechenden
Schallschutz fir lhre Immobilien mit auf zu nehmen!

Begrindung:

Im durchgefiihrten Verfahren wurden die Larmgrenzen der 16. BImSchV zu Grunde
gelegt. Dabei hat sich bereits herausgestellt, dass fir einige Wohnhauser in Budberg
(westlich der Trasse) passive LarmschutzmaBnahmen erforderlich sind. Fir die
Wohnhéauser 6stlich des Trassenverlaufes wurden keine derartigen Feststellungen
getroffen. Die Entfernung der Wohnbebauung in diesem Bereich ist jedoch nicht
weiter von der Trasse entfernt, als dies in Budberg der Fall ist. Dartiber hinaus
wurden firr die GesamtmaRnahme folgende zukiinftig zu erwartende Larmfaktoren
nicht beriicksichtigt:

1. Errichtung eines FOC - Zum jetzigen Zeitpunkt kann keiner sicher sagen, ob
dieses Bauvorhaben zustande kommt. Der Ankauf der benétigten Flache ist durch
den Investor jedoch bereits abgeschlossen. Im Vergleich mit anderen FOC werden
jahrlich ca. drei Millionen Besucher zusatzlich nach Werl kommen.

2. Ausbau vorhandener Gewerbegebiete - Die groBen umliegenden Gewerbegebiete
wie das KonWerl oder auch die Industriegebiete in Bénen und Ryhnern sind noch
lange nicht mit Gewerbebetrieben voll besiedelt. Eine weitere Auslastung dieser
Flachen wird unweigerlich auch zu einer Zunahme des Verkehrsaufkommens auf der
A445 zur Folge haben.

3. Verkehrszunahme auf Grund der Uberlastung bereits existierender Verbindungen -
Nach Fertigstellung des Lickenschlusses wird der Verkehr weiter zunehmen, die
Strecke auf der A1 zwischen dem Kreuz Dortmund Unna und dem Kamener Kreuz ist
bereits heute schon Uberlastet.



Vor dem Hintergrund dieser zusatzlichen Faktoren sollte zuséatzlich gepruft werden,

ob die Zunahme des Larms nicht auch einen aktiven Larmschutz fir den
Trassenverlauf erforderlich macht. In den bisher versandten Antwortschreiben auf
Einwendungen wird eine Prognoseverkehrsbelastung fiir das Jahr 2025 angefiihrt.
Die Wahrscheinlichkeit, dass in 2025 die Gewerbegebiete deutlich umfangreicher
genutzt werden und dass ein FOC an der Autobahnabfahrt Werl-Biderich
entstanden sein wird, ist sehr hoch.

Klaus Eifler

(CDU-Fraktionsvorsitzender)
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Planfeststellung flir den Neubau der A 445 Werl / Nord bis Hamm / Rhynern von
Bau-km 0-163,5 bis Bau-km 8+040,0 — Deckblattverfahren II -

Stellungnahme der Wallfahrtsstadt Werl

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Landesbetrieb StraBenbau NRW hat fir das o. a. Bauvorhaben bei der Bezirks-
regierung Arnsberg die Durchfihrung des Planfeststellungsverfahrens beantragt.
Die Planunterlagen lagen in der Zeit vom 22.05.2017 bis einschlieBlich 21.06.2017
im Rathaus zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

Die Wallfahrtsstadt Werl wurde aufgefordert, zu der geanderten Planung, Deckblatt
IT; bis zum 5. Juli 2017 Stellung zu nehmen. Auf Antrag der Wallfahrtsstadt Werl
wurde diese Frist bis zum 21. August 2017 verlangert.

Die Wallfahrtsstadt Werl spricht sich grundsatzlich fir den Weiterbau der A 445 und
eine moglichst zeitnahe Umsetzung aus, erhebt jedoch zu der geanderten Planung
Bedenken. Die Planung sah bis 2011 eine vertretbare Trassenfihrung vor. Auch die
Prifung der Umweltvertraglichkeit hatte die bis 2011 favorisierte Variante A als ge-
eighetste Losung ermittelt. Das jetzige Deckblattverfahren II fUhrt aufgrund natur-
schutzrechtlicher Belange zu Einschnitten flir das Wohlbefinden der dort lebenden
Menschen, die nicht akzeptiert werden kénnen.

Die Planunterlagen wurden geprift. Zum natur- und artenschutzrechtlichen Teil
wurde das Buro Schmal + Ratzbor, Ingenieurbtro fur Umweltplanung, mit einer
Plausibilitatsprifung beauftragt.

Die Wallfahrtsstadt Werl gibt zum o.g. Verfahren auf der Grundlage der Beschluss-
vorlage Nr. 695 (Anlage 4) und nach Beschluss des Rates vom 13.07.2017 folgende
Stellungnahme ab:

Vorbemerkung

e Hilbeck leidet sieht Jahrzehnten unter der Zerschneidung durch die stark fre-
quentierte B 63. Auch in Zukunft wird diese Querverbindung zwischen den Au-
tobahnen A 445 / A 44 und A 2 zu Verkehrsbelastungen flhren, insbesondere
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bei Stérungen auf den umliegenden Autobahnen A 1 / A2 / A44.

Im Kulturlandschaftlichen Gutachten zum Planfeststellungsverfahren wird auf S.
43 unter ,IV Hilbeck" folgendes ausgefuhrt: ,Das Dorf hat seine seit mindestens
1840 dberlieferte Struktur mit Héfen und angrenzendem Griinland im Ortskern
weitgehend erhalten. Mehrere (berlieferte Haus- und Hofstellen, teilweise als
Baudenkmal ausgewiesen, pragen hier das Ortsbild. Die Kulturlandschaft ist Be-
standteil des im ,Fachbeitrag zum Regionalplan Regierungsbezirk Arnsberg"
(2010) dargestellten, regional bedeutsamen Kulturlandschaftsbereichs ,Raum
Bérde". Die Trasse des Neubaus der A 445 aus den Planfeststellungsunterlagen
2011 - hier Variante A - stellt bereits eine Einschnirung dar, die neue Planung
des Deckblatts II direkt entlang des Ortsrandes fuhrt zu einem Korsett aus Ver-
kehrswegen, das die beschriebene Eigenschaft zerstért und die Lebensqualitat
stark beeinflusst. Die Identitat des Ortes geht verloren, der Verlust von Heimat
ist die Folge.

In Bezug auf nachfolgend aufgefiuihrte Aspekte wird die ,Abb. 1: Skizze alterna-
tive Trassenfihrung" (s. Anlage 2) verwiesen. Die aufgezeigte ungefahre Linie
flr eine mogliche Trasse hat im Gegensatz zur geanderten Trasse gem. Deck-
blatt II mit einem minimalen Abstand von ca. 100 m zum Ortsrand Hilbeck ei-
nen Mindestabstand von ca. 400 m zum Ortsteil Hilbeck und eine Mindestab-
stand von ca. 900 m zum Ortsteil S6nnen.

Stadtentwasserung

In Bau-km 5+531,564 kreuzt die geplante StraBenentwasserung den Lindfeld-
weg mit einer Rohrleitung DN 500. Da an der Entwasserungseinrichtung auch

ein naturliches Einzugsgebiet angeschlossen ist, wird es flur erforderlich gehal-
ten, dass der Durchlass im Lindfeldweg hochwassersicher ausgebaut wird. Der
Durchmesser sollte daher mindestens 1000 mm betragen.

Die Einleitungsstelle10a liegt aus hiesiger Sicht direkt am Strangbach und sollte
auch dort (am Strangbach) gekennzeichnet werden.

StraBenbau und -unterhaltung

Baustellenverkehr

Der Baustellenverkehr ist Uber die KreisstraBe K38 und die B63 sowie die in den
Planunterlagen ausgewiesenen BaustraBen abzuwickeln. Die sich erfahrungs-
gemal bei solchen BaumaBnahmen einstellenden Schleichverkehre von Bau-
fahrzeugen sind zu unterbinden. Es ist sicherzustellen, dass der Baustellenver-
kehr nicht Gber Wirtschaftswege oder StadtstraBen des Ortsteils Hilbeck und
der angrenzenden Ortsteile S6nnern und Budberg geflihrt wird, da diese Uber
keinen ausreichenden Ober- bzw. Unterbau verfliigen. Missen dennoch aus-
nahmsweise die genannten Wege und StraBen in Anspruch genommen werden,
so sind sie vor Inanspruchnahme flr die auftretenden Belastungen in Absprache
mit der Stadt Werl herzurichten.

Vor Beginn der Arbeiten ist das dem geplanten Bauablauf zugrundeliegende
Verkehrskonzept mit der Wallfahrtsstadt Werl und dem Kommunalbetrieb Werl
abzustimmen. Werden stadtische StraBen in Anspruch genommen, ist eine Be-
weissicherung des StraBenzustandes durchzufiihren und eine Vereinbarung zum
Ersatz etwaiger StraBenschdaden ist zu treffen. Verkehrsrechtlich notwendige
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Anordnungen und Genehmigungen sind unter Beachtung der Vorgaben der ge-
setzlichen Regelungen bei der Wallfahrtsstadt Werl rechtzeitig zu beantragen.

Bauwerksverzeichnis Nr. 8.8/11
Die Bezeichnung des Wirtschaftsweges Gemarkung Hilbeck, Flur 2, Flurstick 19
(Hilbecker Hellweg) ist nicht korrekt. Gemeint ist das Flurstick 119.

Bauwerksverzeichnis 9.4/I1, Bemerkungen
Es ist nicht erkennbar, auf welche Teilflachen sich die unter Bemerkungen an-
gesprochene Abstufung der Restflachen der K38 bezieht.

Bauwerksverzeichnis 9.17/11
Die Textliche Darstellung in Absasttz 1 ist identisch falsch. Die einleitungsstelle
befindet sich auf Gemarkung Hilbeck, Flur 2, Flurstlick 426.

Bauwerksverzeichnis Nr. 10.21/I1 Bauwerk Nr. 14: Bricke im Zuge der A445
Uber den Lindfeldweg

Nach den Grundsatzen flur die Gestaltung landlicher Wege bei BaumaBnahmen
an BundesfernstraBen, Ausgabe 2003, handelt es sich bei dem Lindfeldweg um
einen Weg mit gréBerer Verkehrsbedeutung mit starken Begegnungsverkehr.
Entsprechend ist die lichte Weite des Briickenbauwerks darauf abzustellen.

Bauwerksverzeichnis Nr. 11.1/I1 Umlegung Wirtschaftsweg
Das Flurstlick Nr. 55/1, Flur 4, Gemarkung Hilbeck ist nicht auffindbar. Gemeint
ist wahrscheinlich Flurstlick 100, Flur 4, Gemarkung Hilbeck.

Bauwerksverzeichnis Nr. 11.2/11
Das Flurstlick Nr. 55/1, Flur 4, Gemarkung Hilbeck ist nicht auffindbar. Gemeint
ist wahrscheinlich Flurstlick 100, Flur 4, Gemarkung Hilbeck.

Bauwerksverzeichnis Nr. 11.4/11
Das Flurstlick Nr. 55/1, Flur 4, Gemarkung Hilbeck ist nicht auffindbar. Gemeint
ist wahrscheinlich Flurstiick 100, Flur 4, Gemarkung Hilbeck.

Erlduterungsbericht (Unterlage 1.2/1T), S.38: Flurbereinigung

Es wird ausgefuhrt, dass in dem zur Feststellung anstehenden Plan in Bezug auf
die Wiederherstellung des Wege- und Gewassernetzes die nach dem alten Flur-
zustand sich ergebende Ersatzverpflichtung der Bundesrepublik Deutschland
ausgewiesen wird.

Dies flihrt dazu, dass zur ErschlieBung von Ackerflachen Wirtschaftswege neu
entstehen bzw. StraBenflachen als Wirtschaftswege erhalten bleiben (z.B. Bau-
werksverzeichnis Nr. 9.9, 10.1, 10.2), die spater in die Unterhaltungsverpflich-
tung der Wallfahrtsstadt Werl fallen.

Bei der Festlegung der ErschlieBung von Ackerflachen wurde eine ErschlieBung
jedes Flurstiicks berlicksichtigt, unabhangig von bestehenden Eigentumsver-
haltnissen. Vorhandene Eigentimeridentitaten wurden vernachlassigt. Im Hin-
blick auf die mit der Ausweisung von 6ffentlichen Verkehrsflachen in der Unter-
haltungspflicht der Stadt Werl entstehenden Kosten wird darauf hingewiesen,
dass die Stadt Werl nur bereit ist, notwendige Verkehrsflachen zu ibernehmen.
Grundsatzlich begriBt daher die Stadt Werl die Durchflihrung eines Flurbereini-
gungsverfahrens.

Hierzu wird im Erlduterungsbericht weiter ausgefuhrt:
~Zur Vermeidung von Behinderungen, Verzégerungen und Kostenerhéhungen
der StraBenbaumaBnahme sind Abweichungen vom festgestellten Plan nur dann
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méglich, wenn Anderungen rechtzeitig vor der Ausschreibung der StraBenbau-
maBnahme zwischen Flurbereinigungsverwaltung und der BundesstraBenver-
waltung/StraBenbauverwaltung abgestimmt sind."

Hier sieht die Stadt Werl die BundesstraBenverwaltung in der Pflicht, die Ab-
stimmung zwischen Planfeststellung und Ergebnissen der Flurbereinigung zu
koordinieren. Dazu ist von der BundesstraBenverwaltung sicherzustellen, dass
die wesentlichen Ergebnisse des Flurbereinigungsverfahrens in der Ausschrei-
bung bertcksichtigt werden.

Verkehrslarmbelastung

Gebietsausweisungen

Die 16. BImSchV (Verkehrslarmschutzverordnung) legt larmschutzauslésende
Kriterien fest, wie z.B. die zu beachtenden Immissionsgrenzwerte und die Ein-
stufung betroffener Bebauung in eine Gebietskategorie. Die Gebietseinstufung
orientiert sich an Festsetzungen in Bebauungsplanen. Der Unterlage 11.1/I1I
(Ergebnisse schalltechnische Untersuchung) ist zu entnehmen, dass dort, wo
keine Bebauungsplane bestehen, Mischgebiets- oder Gewerbegebietswerte her-
angezogen werden. Krankenhaus-, Schulen-, Kurheim - und Altenheimwerte
kommen im Deckblattverfahren II nicht zur Anwendung.

Die Unterlage 11.1/II legt dar, dass im Zusammenhang bebauten Ortsteilen
gem. § 34 BauGB bei der Schallschutzbeurteilung Mischgebietswerte zugewie-
sen werden, obwohl diese aufgrund des heutigen Nutzungsgefliges faktisch den
Charakter eines allgemeinen Wohngebietes gem. § 4 BauNVO (WA) besitzen
und als solches zu behandeln sind. Da die Eigenart der naheren Umgebung ein-
deutig ein allgemeines Wohngebiet ist, miissen die Immissionsgrenzwerte die-
ses Gebietes angewandt werden. Diese Anwendung ist im Ubrigen im Sinne der
Gleichbehandlung von gleichermaBen betroffenen Menschen nur folgerichtig

und konsequent. Diese Gleichbehandlung fordert die Wallfahrtsstadt Werl ein.

Eine oben beschriebene Ungleichbehandlung aufgrund der Gebietseinstufung
trifft insbesondere flir Menschen im Ortsteil Budberg zu. Wahrend innerhalb des
Bebauungsplangebietes Nr. 73 der Stadt Werl ,,Am Budberger Bach" alle Wohn-
hauseigentimer aufgrund der Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes in
den Genuss eines passiven Schallschutzanspruchs kommen, sind benachbarte
Hauseigentimer auBerhalb der Bebauungsplanabgrenzung hiervon ausgenom-
men, obwohl der Gebietscharakter eindeutig einem allgemeinen Wohngebiet
gem. § 4 BauNVO entspricht, die Bereiche innerhalb der im Zusammenhang
bebauten Ortslage liegen und die Immissionsbelastung die gleiche bzw. héher
ist. In diesem Zusammenhang verwiese ich auf die Satzung Uber die Festlegung
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile gem. § 34 Abs. 4 BauGB fir den
Stadtteil Budberg vom 17.10.1995. Der Flachennutzungsplan der Stadt Werl
stellt im Ubrigen hier in weiten Teilen Wohnbaufldchen dar.

Im ,Erlduterungsbericht schalltechnische Untersuchungen" (Unterlage 11.0/1I)
wird in Kap. 4.3 auf Seite 17 beschrieben: ,Bei der Bestimmung des Charakters
eines Gebietes ist nicht nur auf die nédhere Umgebung einer betroffenen bauli-
chen Anlage sowie deren eigene Nutzung abzustellen. Vielmehr muss deren ge-
samte Umgebung, die einerseits den bodenrechtlichen Charakter der Anlage
pragt und auf die sich andererseits die bauliche Anlage auswirken kann, be-
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trachtet werden." Ware die Einstufung der innerhalb der bebauten Ortslage
gem. § 34 BauGB befindlichen Wohnbereiche dementsprechend vorgenommen
worden, ware hier nicht die Schutzkategorie 3, sondern richtigerweise die
Schutzkategorie 2 gem. § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV (reine und allgemeines
Wohngebiete und Kleinsiedlungsgebiete) angewandt worden, mit dem Ergebnis,
dass mehr Wohneigentliimer eine Schutzanspruch hatten. Dies ist nicht erfolgt
und wird von der Wallfahrtsstadt Werl gefordert.

Flr den Ortsteil Hilbeck liegt ebenfalls eine Ungleichbehandlung der Menschen
aufgrund der vorgenommenen Gebietseinstufung vor. Hier bestehen im Bereich
der StraBen ,Sachsenweg" und ,Im Oberdorf* (6stlicher Teil) die Bebauungs-
plane 17 und 17a der Stadt Werl, in denen jeweils Dorfgebiete (MD) festgesetzt
sind. Faktisch werden die Bereiche jedoch ausschlieBlich zum Wohnen genutzt;
eine Mischgebietsnutzung existiert hier nicht. Den Wohnhauseigentimern in-
nerhalb der Bebauungsplangrenzen wird jedoch nur der geringere Immissions-
schutzanspruch eines Mischgebietes zugestanden - anders als den Eigentimern
im benachbarten Bebauungsplangebiet Nr. 96 der Stadt Werl ,Allener StraBe",
in dem eine allgemeines Wohngebiet festgesetzt ist.

Den Wohngebduden Allener StraBe 21/21a und 23 im Ortsteil Hilbeck werden
bei der Schallschutzbeurteilung Mischgebietswerte zugewiesen, obwohl diese
aufgrund des heutigen Nutzungsgefliges faktisch den Charakter eines allgemei-
nen Wohngebietes gem. § 4 BauNVO (WA) besitzen und als solches zu behan-
deln sind. Da die Eigenart der naheren Umgebung eindeutig ein allgemeines
Wohngebiet ist, missen die Immissionsgrenzwerte dieses Gebietes angewandt
werden. In diesem Zusammenhang verwiese ich auf die Satzung Uber die Fest-
legung der im Zusammenhang bebauten Ortsteile gem. § 34 Abs. 4 BauGB flr
den Stadtteil Hilbeck vom 04.06.1993.

Es ist festzustellen, dass bezlglich der der Larmberechnung zugrundeliegenden
Gebietsnutzung im Deckblattverfahren II eine der tatsachlichen Nutzung nicht
entsprechende Einstufung erfolgte. Folglich sind auch die Aussagen zu Schutz-
ansprichen aus der Larmberechnung anzuzweifeln; es werden Menschen be-
zuglich der SchallschutzmaBnahmen ungleich behandelt. Dies kann seitens der
Wallfahrtsstadt Werl nicht akzeptiert werden. Es wird eine entsprechende Kor-
rektur der Schalltechnischen Untersuchung gefordert.

Berlcksichtigte Wohngebiete

Ungleich behandelt werden ebenfalls die Bewohner der Wohngebiete im Ortsteil
Buderich und dem Werler Westen an dem bestehenden Autobahnabschnitt A
445 zwischen dem Autobahnkreuz Werl und der Anschlussstelle Werl-Nord. Bei
ahnlichen Rahmenbedingungen wie Fahrbahn in Dammlage, Entfernung zur
Fahrbahn und dasselbe Verkehrsaufkormmen bleiben den Menschen dort larm-
mindernde MaBnahmen vorenthalten, obwohl eine erhebliche Zunahme der
schon heute hohen Verkehrslarmbelastung durch den Weiterbau der A 445
verursacht wird. Die Wallfahrtsstadt Werl fordert flir die betroffenen Blrger
entsprechende Bertcksichtigung in Form von SchutzmaBnahmen ein (s.u.
~Schallschutzwande™).

Berechnungsgrundlagen

Die in die Verkehrslarmberechnung eingehenden Verkehrsprognosen stammen
aus der Verkehrsuntersuchung A445 zwischen Hamm und Werl aus dem Jahr
2010. Der Gutachter formuliert in seiner erganzenden Stellungnahme vom
05.10.2016 im Deckblattverfahren 2017 Uber die Gultigkeit der Aussagen der
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Verkehrsuntersuchung 2010: ,Eine Fortschreibung der Verkehrsuntersuchung
auf den Prognosehorizont 2030 ist sinnvoll, sobald die Ergebnisse der StraBen-
verkehrszdhlung 2015 vorliegen, um den Analysezeitpunkt auf den derzeit ak-
tuellen Stand zu bringen und der Bundesverkehrswegeplan 2030 verabschiedet
ist, um die Entwicklung bis zum Prognosehorizont 2030 abschéatzen zu kénnen."

Inzwischen liegen die Ergebnisse der StraBenverkehrszahlung 2015 vor; auch
der Bundesverkehrswegeplan 2030 ist inzwischen verabschiedet. Zur Aktualisie-
rung des Analysezeitpunktes und Abschatzung der Verkehrsentwicklung zum
Prognosezeitpunkt 2030 wird eine Fortschreibung der Verkehrsuntersuchung
gefordert. Ggf. ergibt sich aus dem Ergebnis eine andere Einschatzung der
Larmsituation und der Schutzanspriiche.

Der Ausbau vorhandener Gewerbe- und Industriegebiete insbesondere in Bdnen
und Hamm-Rhynern aber auch weitere Entwicklungen im Stadtgebiet Werl wer-
den eine Zunahme des Verkehrsaufkommens zur Folge haben, die méglicher-
weise nicht vollumfanglich in der Verkehrsprognose abgebildet ist. Dieser As-
pekt ist u.a. ebenfalls Gegenstand der Begriindung des Antrages der CDU-
Fraktion Werl an den Blrgermeister der Stadt Werl (Sitzung des Rates am
21.06.2017), in der Stellungnahme zum Deckblattverfahren zum Weiterbau der
A 445 Larmschutz einzufordern (s. Anlage 2: Beschlussvorlage Nr. 695 - hier
Anlage 3).

Im Ubrigen ist zu beméngeln, dass die Unterlage 15/11 , Verkehrsuntersuchung
A445 zwischen Hamm und Werl" lediglich eine erganzende Stellungnahme des
Gutachters Uber die Gultigkeit der Aussagen der Verkehrsuntersuchung enthalt.
Das Bezugsdokument selbst, die Verkehrsuntersuchung aus dem Jahr 2010,
wurde zum notwendigen Nachvollziehen einzelner Aussagen der erganzenden
Stellungnahmen nicht zur Verfligung gestellt. Eine sachgerechte inhaltliche
Auseinandersetzung mit der Thematik ist somit nicht méglich. Hieraus entsteht
ein Abwagungsmangel.

Schallschutzwande

Die Stadt Werl fordert aktive SchallschutzmaBnahmen in Form von Larm-
schutzwanden entlang der bestehenden A 445 im Wirkungsbereich zwischen
dem Autobahnkreuz Werl und der Anschlussstelle Werl-Nord zum Schutz der
Burger in der westlichen Kernstadt, in den Ortsteilen Buderich und Budberg so-
wie im Bereich des Neubaus der A 445 zum Schutz der Blrger im Ortsteil Hil-
beck.

Unter dem Punkt Habitat- und Artenschutz (s.u.) werden von der Wallfahrts-
stadt Werl Ausfihrungen zur Verlagerung der Trasse in dstliche Richtung ge-
macht. Um dies zu ermdoglichen, ist zur Vermeidung und Verminderung von Ein-
flissen auf das Vogelschutzgebiet , Hellwegbdrde" u.U. ein aktiver Schallschutz
erforderlich. Sollte die Erforderlichkeit gegeben sein, wird schon jetzt gefordert,
diese naturschutzrechtliche VermeidungsmaBnahme in die Planung aufzuneh-
men.

Natur- und Landschaftsschutz und Erholung

Habitat- und Artenschutz
Die Wallfahrtsstadt Werl hat die Planunterlagen vom Blro Schmal + Ratzbor,
Ingenieurbiro flir Umweltplanung, auf Plausibilitéat beziglich der habitat- und
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artenschutzrechtlichen Erwagungen gutachterlich prifen lassen. In der ,Prifung
der Plausibilitéat habitat- und artenschutzrechtlicher Erwagungen®™, Schmal +
Ratzbor, Lehrte, 23.06.2017 (s. Anlage 1), wird ausgefihrt, dass bei der Ent-
scheidung fir den geanderten Trassenverlauf Uber die strikten naturschutz-
rechtlichen Vorgaben hinausgehende MaBnahmen in die Entscheidung fir die
Anderung des Trassenverlaufs eingeflossen sind, die einer Abwdgung mit dritt-
schitzenden Belangen, z.B. dem Schutzgut Mensch, hatten unterzogen werden
mussen. Diese Abwagung ist nicht erfolgt. Ferner wurde im Bereich der ur-
sprunglichen Trasse nicht geprift, ob durch Vermeidungs- und Verminde-
rungsmaBnahmen artenschutzrechtliche Verbotstatbestande verhindert werden
kdénnen. Solche MaBnahmen sind z.B. alternative Biotopangebote durch Anlage
von vorgezogenen AusgleichsmaBnahmen ebenso wie gegebenenfalls Schall-
schutzmaBnahmen zur Vermeidung von schadlichen Einflissen auf die Fauna.
Ein fehlendes Erfordernis, ohne dass im Abgleich die Eignung der urspringli-
chen Trasse nicht ausgeschlossen werden kann. Zur weiteren Begrindung ist
das o0.g. Gutachten des Bliros Schmal + Ratzbor beigefligt. Es ist Bestandteil
dieser Stellungnahme.

Es reicht nicht aus, eine Uber das gesetzlich geforderte MaB hinausgehende
VermeidungsmaBnahme in Form der Verschiebung der Trasse weg vom Vogel-
schutzgebiet als Begrindung flir den neuen Trassenverlauf des Deckblatts II
heranzuziehen; dies insbesondre dann nicht, wenn wie vorliegend das Schutz-
gut Mensch nicht gleichrangig, sondern untergeordnet in Betracht gezogen
wird.

Durch geeignete MaBnahmen kénnen Mdglichkeiten geschaffen werden, die un-
ter gleichrangiger Abwagung des Schutzgutes Mensch eine Trassenflihrung wei-
ter dstlich in den Fokus bringen. Dabei schlieBt die Wallfahrtsstadt Werl auch
die Prifung einer Variante, die das artenschutzsensible Kerngebiet dstliche um-
geht, nicht aus. In der Abb. 1 (s. Anlage 2) ist zur Verdeutlichung eine ungefah-
re Linie dazu in einem Zusammenschnitt der Karten ,,12_1c_2II Brutvdgel Kar-
te Mitte" und ,12_1c_3_II_Brutvogel Karte Sud" skizziert. Eine Trassenflhrung,
wie in Abb. 1 dargestellt wirde flachenmaBig kaum noch kartierte Standorte
geschitzter Vogelarten tUberplanen. Im Gegenteil wiirden die stark besetzten
geschiitzten Landschaftsbestandteile am Strangbach und der Wald Ecke Lind-
feldweg / Allener StraBe vollkommen geschont. Nach den vorliegenden Karten
zu urteilen waren auch Fledermause wenig und der Kammmolch gar nicht mehr
betroffen. Bezliglich des Vogelschutzgebietes waren geeignete, Artenschutz-
recht kompatible MaBnahmen zu ermitteln und zu prifen, um Verbotstatbe-
stande zu verhindern. Vor dem Hintergrund der erheblich verbesserten Vorga-
ben fur zahlreiche geschitzte Tierarten wird dies als vertretbar angesehen.

In diesem Zusammenhang wird mit Hinweis auf den Erlauterungsbericht DB II
(U01-2-1II) unter ,,5.8.2 Landschaftsschutzgebiete usw." flr die urspriingliche
Trasse folgendes angemerkt: ,Das Vorhaben induziert, unter Berlicksichtigung
der MaBnahmen zum Kollisionsschutz, keine erheblichen Beeintrdchtigungen
des Vogelschutzgebiet Hellwegbdérde." Dies widerspricht der jetzigen Verschie-
bung der Trasse.

Im Erlduterungsbericht DB II (U01-2-II), Anhang 1, wird unter ,2.3 Habitat-
schutz" ausgefuhrt: ,Da eine abschlieBende Bewertung, ob die Strangbachnie-
derung mit den Brutvorkommen der Rohrweihe als maBgeblicher Bestandteil
des Vogelschutzgebietes DE-4415-401 "Hellwegbdrde" aufzufassen ist, noch
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nicht vorliegt und auch die abschlieBende Funktionsraumanalyse der Rohrweihe
noch fehlt, beschrankt sich die Bewertung auf eine grobe Einschitzung auf-
grund der potenziellen Betroffenheit der Rohrweihe als diesbeziiglich relevanter
Art, der Trassenlage und denkbarer Randeffekte durch Lérm."

Hierzu wird angemerkt, dass die Strangbachniederung nach Rechtslage kein
Bestandteil des Vogelschutzgebietes ist und auch nicht gemeinsam mit diesem
betrachtet werden kann. Im Weiteren kénnen Bewertungen, die auf groben Ein-
schatzungen beruhen, nicht Beurteilungsbestandteil flr eine Trassenverlegung
sein, diese sollten auf naturschutzrechtlicher Grundlage geschehen.

In Folge dessen wird unter ,3 Beurteilung der Trassenvariante in Bezug auf den
Artenschutz®, , 3.1 Vogel" festgestellt: ,Aus der sich ergebenden Bewertung der
Variante ist ersichtlich, dass diese in Bezug auf alle zu betrachtenden Brutvo-
gelarten im Vergleich mit der Verfahrenstrasse lberwiegend glinstiger zu be-
werten ist. Da in einigen Féllen die Verluste von Fortpflanzungs- und Ruhestét-
ten vollsténdig vermieden werden, sind diese Vermeidungsmoéglichkeiten als
deutlich ginstiger bewertet worden. In mehreren Féllen ergeben sich keine Un-
terschiede zur Verfahrenstrasse, schlechter ist die Variante in Bezug auf keine
Art zu beurteilen." Dieser Schluss wird in Frage gestellt, da keine Gegenulber-
stellung der aktuellen Beeintrachtigungen beider Trassenvarianten vorgenom-
men wird, bei der auch an der urspriinglichen Trasse Vermeidungs- und Ver-
minderungsmaBnahmen zum Schutz vor Verbotstatbestanden eingebunden
werden.

Vor diesem Hintergrund wird auch das Resimee: ,In der Summe stellt die Vari-
ante "Achse 171" fur Vogelarten eine deutlich bessere Trassenalternative dar,
die dazu beitragt, Beeintrdchtigungen mehrerer geschltzter Vogelarten und re-
levante Funktionen vollsténdig zu vermeiden. In diesem Zusammenhang ist
insbesondere der Erhalt eines Brutvorkommens der Rohrweihe zu nennen", an-
gezweifelt.

Im artenschutzrechtlichen Beitrag ,Vdgel und Amphibien™ wird auf S.74 zur Ge-
fahrdung der Rohrweihe ausgefuhrt, dass nach Auskunft der Arbeitsgemein-
schaft Biologischer Umweltschutz (H. Iliner) in 2014 zwei Brutpaare der Art im
Strangbachbereich festgestellt wurden. Eine Aussage zum Bruterfolg fehlt. Flr
2015 wird festgestellt, dass von anwesenden Individuen offenbar keine Versu-
che einer Brut unternommen wurden. Eine aktuelle Anfrage beim o.g. Aus-
kunftgeber ergab, dass in 2016 ein Rohrweihenpaar im Strangbachbereich bri
tete. Ein zweites Paar hielt sich zeitweise dort auf, britete dann aber im Vogel-
schutzgebiet norddstlich von Sénnern. In 2017 briteten wieder zwei Rohr-
weihenpaare am Strangbach, eines davon in einem Gerstenfeld ca. 100 m &st-
lich der neuen Trasse. Obwohl fir den Brutausfall Griinde in der Verfligbarkeit
von Nahrung gegeben werden, belegt es doch, dass Bruten auch unregelmaBig
sein koénnen. Ob in 2015 andere Standorte mit besserem Nahrungsangebot auf-
gesucht wurden, bleibt offen.

In 2017 wurde noch ein Wiesenweihenpaar im Strangbachbereich beobachtet
das wohl auch britete, die Jungen aber verschwanden.

Nach dem Fachinformationssystem Geschltzte Arten in Nordrhein-Westfalen,

britet die Rohrweihe seit den 1970er auch verstarkt auf Ackerflachen, aller-

dings dann mit SchutzmaBnahmen. Die 2016 auBerhalb des Strangbachbereichs

und 2017 in einen Gerstenfeld stattgefundene Brut bestatigt das. Es ergibt sich

die Frage, ob durch artorientierte vorgezogene AusgleichsmaBnahmen alterna-
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tive Angebote geschaffen werden kdnnen, die den in der Natur der Végel lie-
genden Standortwechsel unterstitzen. Greift eine solche vorgezogene Aus-
gleichsmaBnahme, ware damit die ortliche Population gesichert und es wiirden
bei Uberplanung der Altstandorte keine Verbotstatbesténde nach § 44 Abs. 1
Nr. 1 bis 3 BNatSchG ausgeldst. Eine solche VermeidungsmaBnahme wurde
nicht geprift. Auch hier wird darauf hingewiesen, dass eine dstliche Variante
voraussichtlich zu keinem Brutplatzverlusten fihren wirde. Dies auch vor dem
Hintergrund, dass aktuell ein Brutpaar ca. 100 m neben der neuen Trasse fest-
gestellt wurde.

Verlust von Wald

Die Hellwegboérde zeichnet sich im Vergleich mit der Landesflache NRW durch
erhebliche Waldarmut aus. So auch in Werl wo der Waldanteil unter 4 % liegt.
Der Erhalt von Wald ist daher von besonderer Bedeutung, hier insbesondere
Altwaldbestande, die neben Funktionen flir Landschaftsbild und Erholung zahl-
reichen Arten Habitate bieten, wie die Gutachten zur Planfeststellung belegen.
Der Wald Ecke Lindfeldweg / Allener StraBe nimmt daher besonderen Stellen-
wert ein. Durch seine Ndhe zur Wohnbebauung hat er dartiber hinaus Bedeu-
tung flr das Wohlbefinden der dort lebenden Menschen. Die vorgesehenen
Neupflanzungen sind zwar fur die Waldvermehrung wertvoll, kénnen aber Uber
Jahrzehnte die beschriebenen Funktionen nicht ersetzen.

Auch das Kulturlandschaftliche Gutachten trifft zu diesem Bereich folgende Aus-
sage: ,Neben der flichenhaften Beanspruchung dieser Kulturlandschaftsrdume
liegt der Schwerpunkt der Auswirkungen auf den teilweise erheblichen Beein-
trdchtigungen des tradierten Landschaftscharakters und der Sicht- und Blickbe-
ziehungen als Folge der linearen Durchschneidung des Raums. Besonders
schwerwiegend ist der Verlust des historischen Bauernwéldchens".

Der Erhalt ist durch &stliche Verlegung der Trasse mdglich und wird daher ge-
fordert.

Eingriffe in Natur und Landschaft

Bezuglich der geschitzten Landschaftsbestandteile (GLB) nach Festsetzung des
Landschaftsplan VI ,Werl" wird angemerkt, dass diese Ausweisung auf Grund
des besonderen Werts fur Natur und Landschaft unter Abwagung anderer Be-
lange umgesetzt wurde. Durch die Beeintrachtigung entstehen Rechtsfragen
aus den Vorgaben des Landschaftsplans die im Planfeststellungverfahren nicht
weiter behandelt sind. Die Verlegung der Trasse entlastet zwar den GLB C.4.02
~Strangbach®, flihrt aber durch zentrale Zerschneidung des Waldchens Ecke
Lindfeldweg/Allener StraBe, GLB 4.03 ,Walder zwischen Hilbeck und Prépsting"
mit hohen Verlusten flir den Artenschutz. Vermeidung und VerminderungsmaB-
nahmen werden nicht benannt. Mit einer in Abb. 1 (Anlage 2) vorgeschlagenen
Trasse oOstlich des artenschutzsensiblen Kerngebiets sind Eingriffe in geschutzte
Landschaftsbestanteile vermeidbar.

Erholungs- und Naturerlebnis
Im Trassenverlauf befinden sich mehrere regionale und Uberregionale Radrou-
ten mit Beschilderung (s. Anlage 3):

Radverkehrsnetz NRW

Uber den Lindfeldweg, Allener StraBe und Sundernweg fiihrt das radverkehrs-

netz NRW. Darin verankert sind die Themenradrouten , Historische Stadtkern®

und der ,Stdwestfalenradweg". Anderungen am Streckenverlauf der K 38 Alle-

ner StraBe und des Lindfeldweges sind bei der Ausweisung und Beschilderung

der Radstrecken zu berucksichtigen. Rucksprachen mit der zustandigen Stelle
9



sind erforderlich.

Radroute Tour A im Werler Kleeblatt

Die Beschilderung des Werler Kleeblatts ist nur in eine Richtung ausgerichtet.
Die Tour A verlauft von Hilbeck Giber den Kulkweg und den Windmuhlenweg auf
die Allener StraBe. Nach Umlegung der Allener StraBBe ist die Beschilderung ent-
sprechend zu versetzen.

Bei allen ausgewiesenen Radwegen ist wahrend der Bauphase eine Aus-
weichstrecke auszuschildern. Ricksprachen mit den entsprechenden Stellen
sind zu gegebener Zeit zu treffen.

Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen

AuBerhalb des Baukdrpers sind beiderseits der neuen A 445 Kompensationsfla-
chen von 82,1 ha GroéBe geplant, die auf die artenschutzrechtlichen Belange
ausgerichtet sind, gleichzeitig aber auch das Kompensationserfordernis des
LBP's von 64,5 ha mit abdecken.

Hier ist fraglich, ob die Uberplanten Flachen im weiteren Verfahren auch tat-
sachlich von den Eigentiimern und Eigentimerinnen flr die vorgesehene Um-
nutzung zur Verfligung gestellt werden. Eine zwangsweise Zuflihrung der
Grundsticke setzt im zugehérigen Verfahren eine Abwagung von Alternativen
voraus, die hier aber nicht erkennbar ist.

Die umfangreichen Inanspruchnahmen landwirtschaftlicher Flachen flir Kom-
pensationsmaBnahmen, u.a. bei StraBenbauvorhaben flihrt wiederkehrend zu
erheblichem Widerspruch aus der Landwirtschaft, so auch in diesem Fall, was
auf Grund der hochwertigen Bérdebdden nachvollziehbar ist. In § 15 Abs. 3
BNatschG heiBt es dazu: ,Bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirt-
schaftlich genutzten Flachen flr Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen ist auf ag-
rarstrukturelle Belange Rlcksicht zu nehmen, insbesondere sind fir die land-
wirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Béden nur im notwendigen Um-
fang in Anspruch zu nehmen. Es ist vorrangig zu priifen, ob der Ausgleich oder
Ersatz auch durch MaBnahmen zur Entsiegelung, durch MaBnahmen zur Wie-
dervernetzung von Lebensrdumen oder durch Bewirtschaftungs- oder Pflege-
maBnahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts oder des
Landschaftsbildes dienen, erbracht werden kann, um mdéglichst zu vermeiden,
dass Flachen aus der Nutzung genommen werden™

Trotz mehrfacher Kritik, auch seitens der Stadt Werl, werden auch im Deck-
blattverfahren II Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen weitgehend auf besonders
hochwertigen landwirtschaftlichen Flachen umgesetzt, was der Vorgabe des
schonenden Umgangs widerspricht. Durch die Konzentration des groBten Teils
der MaBnahmen zwischen Hilbeck und Sénnern ist dieser Bereich besonders be-
troffen. Hier wird gefordert, beziglich der Flachenverfligbarkeit Kompromissl6-
sungen zu priufen und anzustreben.

Die Stadt Werl schlagt hierzu vor, den Flachenpool der Stadt Werl im Werler
Wald zu nutzen. Dort werden im Rahmen des Rickbaus zweier ehem. Militar-
camps versiegelte Flachen wieder zu Wald und weiteren Sonderbiotopen entwi-
ckelt, was neben den Funktionen fir den Arten- und Biotopschutz auch eine An-
reicherung in der waldarmen Region der Hellwegbdrde bedeutet. Dieses Kon-
zept ist mit der Unteren Naturschutzbehérde abgestimmt und wurde u. a. zu
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Gunsten der Schonung wertvoller Bérdebdéden durch die Stadt Werl initiiert.
Eine Kompensation im Flachenpool Werler Wald wirkt zielgerichtet im Sinne des
Bodenschutzes der durch die A 445 entstehenden Neuversiegelung durch Ent-
siegelung von Flachen entgegen. Dies entspricht auch der durch das Land NRW
initilerten Allianz fir die Flache.

Die MaBnahmen im Werler Wald sind neben dem Naturschutz auch auf eine
Okologische Verbesserung bestehender forstwirtschaftlicher Bodennutzungen
und vorhandener landschaftlicher Strukturen gerichtet, wodurch auch die Wald-
vermehrung im waldarmen Gebiet der Hellwegbdrde geférdert wird.

Da die Stadt Werl durch den Rickkauf der ehem. Kasernenflachen von der Bun-
desrepublik Deutschland in Vorleistung fir MaBnahmen des Natur- und Umwelt-
schutzes getreten ist, muss Sie nun die Zuordnung von entsprechenden Maf3-
nahmen einfordern. Auch der Rat der Stadt Werl hat sich mit Beschluss daftr
ausgesprochen, dass KompensationsmaBnahmen im Stadtgebiet Werl vorrangig
im Flachenpool Stadtwald umgesetzt werden sollen.

Auswirkungen auf vorhandene Schutzgebiete
Hier befinden sich falsche Angaben im Text des Erlauterungsberichtes DB II
(U01-2-II) dort heiBt es unter:

»5.8.1 Naturschutzgebiete / Naturdenkmaler":

Das Vorhaben verléduft (ber ... und Strangbach (LB C.4.03).

Der ,,Strangbach" hat die Bezeichnung LB C.4.02, eingefligt werden muss noch
das ,Waldchen zwischen Hilbeck und Prépsting™, LB C.4.03. wozu auch der Wald
Ecke Lindfeldweg / Allener StraBBe gehort.

Eingefligt werden muss auch noch das Naturdenkmal bei Haus Hilbeck, ND
C.3.01 bei Plettenberg.

»5.8.2 Landschaftsschutzgebiete, usw.":

Ferner verladuft die geplante A 445 éstlich der B 63 durch ein Landschafts-
schutzgebiet der Stadt Hamm und das LSG C.202 - Pentling-Prébsting des Krei-
ses Werl.

Hier muss es richtiger Weise des Kreises Soest hei3en.

Denkmalschutz

Kulturlandschaft

Im ,Kulturlandschaftlichen Gutachten™ werden neben der neuen modifizierten
Planungstrasse, 3 weitere Trassen betrachtet und bewertet, obwohl sie kein Be-
stand der derzeit vorgesehenen Planung sind und in der Umsetzung eher unrea-
listisch erscheinen.

Unter ,8. Zusammenfassung" fuhrt das zu folgendem Schluss:™ Bei der an-
schlieBenden vergleichenden Bewertung der zur Diskussion stehenden Trassen
besitzt Variante 3 die héchste Eingriffserheblichkeit (sehr hoch), gefolgt von Va-
riante 2 (sehr hoch - hoch) und Variante 1 (hoch - mittel). Die geringste Ein-
griffserheblichkeit mit einer Gesamtwertung von mittel — hoch hat die modifi-
Zierte Planfeststellungstrasse. Hier sind im Vergleich zu den anderen Trassenva-
rianten die wenigsten Auswirkungen auf die Kulturlandschaft zu erwarten.*
Dieser unrealistische Vergleich vermittelt einen falschen Gesamteindruck, denn
sehr wohl sind einzelne Schutzgliter nachteilig betroffen, was durch eine andere
Trassenflihrung vermieden werden kann.
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Baudenkmal Haus Hilbeck

Im Kulturlandschaftlichen Gutachten wird unter ,Bedeutsame Guts- und Herr-
schaftshauser™ (S. 33) auch das Haus Hilbeck (Baudenkmal Nr. 42, Denkmallis-
te Stadt Werl) benannt und in seiner Denkmaleigenschaft zutreffend beschrie-
ben.

Unter ,5.5 Auswirkungen der modifizierten Planfeststellungstrasse™ wird der
Eingriff wie folgt beschrieben: ,Fiir die sidlich angrenzende Kulturlandschaft
Strangbach (Wertstufe 1) bedeutet die Trasse eine erhebliche Beeintrdchtigung
des tradierten Landschaftscharakters im Auenbereich und eine erhebliche Be-
eintréchtigung der Sicht- und Blickbeziehungen zwischen dem &stlichen Orts-
rand mit Haus Hilbeck und dem Auenbereich. Durch den Verlust eines seit 1840
persistenten Bauernwéaldchens mit Uberlieferten Waldréndern am nérdlichen
Rand der Kulturlandschaft wirde ein Zeugnis mit hohem kulturhistorischem
Wert verloren gehen.®

Verscharft werden diese sichtbeziehungsbedingten Einflliisse durch die Vorgese-
henen Larmschutzwande entlang der Trasse.

Die Stadt Werl als untere Dankmalbehérde sieht durch das Heranriicken der
neuen Planungstrasse eine erhebliche Stérung des Denkmals Haus Hilbeck. Es
wird eine weitest mégliche Verschiebung des Trasse in dstliche Richtung gefor-
dert.

Baudenkmal an der Allener Stral3e

Bei der Totengedenkstatte an der Allener StraBe handelt es sich um ein einge-
tragenes Baudenkmal, gefiihrt in der Denkmalliste der Stadt Werl. Eine Verle-
gung des Zugangs bedarf der denkmalrechtlichen Erlaubnis.

Nachbemerkung

Die Stellungnahmen zu den verschiedenen Belangen zeigen, dass durch die
neue Trassenflihrung nicht nur zahlreiche, sondern auch erhebliche Eingriffe in
die verschiedenen Schutzguter entstehen. Hiervon sind ebenso Natur- und Ar-
tenschutz wie auch im besonderen MaBe das Schutzgut Mensch betroffen. Die
Wallfahrtsstadt Werl stellt in Frage, ob eine Exklave des Vogelschutzgebietes
~Hellwegborde" als alleiniger Anlass diese Fllle an Verschlechterungen rechtfer-
tigt, obwohl alternative Losungen gesehen werden.

Das Planfeststellungsverfahren darf sich nicht nur auf gesetzliche Vorgaben und
Normen zurlckziehen. Es mlssen geeignete Kompromisse gefunden werden,
die auch dem Aspekt Mensch gerecht werden.

Fazit

Zusammenfassend zieht die Wallfahrtsstadt Werl aus wesentlichen Punkten der o.g.
Stellungnahme folgendes Resiimee:

Die Wallfahrtsstadt Werl spricht sich grundsatzlich fir den Neubau der A 445
zwischen Werl und Hamm aus und fordert eine mdglichst zeitnahe Umsetzung.

Die an den Ortsrand von Hilbeck verschobene Trasse ist aufzugeben und eine
weiter dstlich gelegenen alternative Linienfihrung zu ermitteln.
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Das Schutzgut Mensch ist starker in den Fokus zu rlcken und gleichrangig mit
anderen Belangen wie z.B. Natur- und Artenschutz zu behandeln. Die Uberbe-
wertung des Artenschutzes ist zu aufzugeben.

Die Schallschutzanspriiche sind erneut zu ermitteln. Dabei sind die in die Be-
rechnung einflieBenden Gebietskategorien entsprechend der tatsachlichen Nut-
zung einzustufen und das Ergebnis einer fortgeschriebenen Verkehrsuntersu-
chung zu Grunde zu legen.

Die im Gutachten zur ,Prifung der Plausibilitéat habitat- und artenschutzrechtli-
cher Erwagungen® vom BlUro Schmal + Ratzbor vom 23.06.2017 aufgezeigten
Defizite sind zu beachten und neue Erkenntnis daraus in der Trassenfestlegung
zu berucksichtigen.

Im Wirkungsbereich der bestehenden A 445 zwischen dem Autobahnkreuz Werl
und der Anschlussstelle Werl-Nord sind zum Schutz der Blrger vor Verkehrs-
larm aktive SchallschutzmaBnahmen zu treffen. Gleiches gilt fiir den Neubau
der A 445.

Das Deckblattverfahren II weist Verfahrensfehler durch fehlende Erhebungen
bzw. fehlende Unterlagen und sich daraus ergebende Abwagungsmangel auf,
die zu beheben sind.

Diese Stellungnahme wurde vom Rat der Wallfahrtsstadt Werl in der Sitzung am
13. Juli 2017 als Einwendung und Anregung zum o. g. Planfeststellungsverfahren
beschlossen.

Fur Ruckfragen stehe ich IThnen gerne zur Verfiigung.

Mit freundlichen GriBen

Michael Grossmann
(BlUrgermeister)

Anlagen:

1

. Gutachten zur ,Prifung der Plausibilitat habitat- und artenschutzrechtlicher Er-

wagungen" vom Blro Schmal + Ratzbor vom 23.06.2017

2. Abb. 1: Skizze alternative Trassenflihrung

3. Lageplan: Ausgewiesene Radrouten im Planungsbereich Neubau A 445

4. Beschlussvorlage Rat der Wallfahrtsstadt Werl, Vorlage-Nr. 695,

Planfeststellung fir den Neubau der A 445 Werl / Nord bis Hamm / Rhynern von
Bau-km 0-163,5 bis Bau-km 8+040,0 - Deckblattverfahren II -,
nebst Anlagen
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Anlage 1

Ingenieurbiiro fiir Umweltplanung

SCHMAL + RATZBOR Im Bruche 10

31275 Lehrte, OT Aligse
Tel.: (05132) 588 99 40
Fax: (05132) 8237 79

email: info@schmal-ratzbor.de

Neubau der A 445 - Deckblatt 02 Baukilometer 1+228 bis Bau-km 7+691

Priifung der Plausibilitiit habitat- und artenschutzrechtlicher Erwigungen

Datum: 23.06.2017
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Plausibilitétspriifung Artenschutz 12.06.2017 SCHMAL + RATZBOR

1 Einleitung

Zur Zeit wird das Planfeststellungsverfahren zum Neubau der A 445 von Baukilometer 0-163,50 bis
8+040 auf den Gebieten der Stadte Hamm und Werl in den Gemarkungen Budberg, Hilbeck, Oster-
flierich, Rhynern, S6nnern, Freiske und Allen durchgefiihrt. Die bisher vorgesehene Trasse wird mit
dem Deckblatt 02 in dem 6.463 m langen Abschnitt der A 445 von Baukilometer 1+228 bis Bau-km
7+691 abgedndert. Das Deckblatt 02 wurde am 19.09.2016 aufgestellt und liegt seit dem
22.05.2017 offentlich aus. In den Unterlagen sind die Plandnderungen gegeniiber den im Jahr 2011
in Werl und Hamm 6ffentlich ausgelegten Planunterlagen farbig dargestellt. Die Bereiche, die nicht
von dem vorliegenden Deckblatt II betroffen sind, sind grau bzw. schwarz dargestellt.

Der siidliche Teil der Trasse der A445 wird ab Bau-km 2+137,588 bis zur AS Werl neu trassiert. In
dem vorgenannten Abschnitt wird die bisher vorgesehene schwache Kriimmung des Linksbogens
verstérkt, so dass sich der Trassenverlauf aus der Strangbachaue zuriickzieht und zukiinftig an dem
ostlichen Rand des Siedlungsraumes der Ortslage Hilbeck verlduft. Ahnlich der Ursprungsvariante
verlduft die Neuplanung 6stlich von Hilbeck auf einem bis zu 7 m hohen Damm. Etwa ab Baukilo-
meter 6+130 bis zur AS Werl verlduft die Trasse in einem Einschnitt. Die geringste Annéherung des
Bauwerks (Boschungsfull der Trasse) an die Siedlung (siedlungseitiger Strallenrand) betridgt etwa
70 m. An dieser Stelle betrug die bisherige Entfernung etwa 245 m. Weiter siidlich betrdgt der Ab-
stand knapp 170 m in der aktuellen Planung und 285 m in der urspriinglichen. Die maximale westli-

che Abweichung der modifizierten Verfahrensachse von der urspriinglichen Verfahrensachse betrigt
ca. 270 m bei Bau-km 6+050.

Im Bereich der Neutrassierung wurde die Gradiente der A 445 von Bau-km 3+603,074 bis zum An-
schluss an die vorhandene A 445 angepasst. Die urspriinglich aus landschaftspflegerischer Sicht und
Artenschutzgriinden vorgesehenen Boschungsverbreiterungen sowie die Landschaftswille entfallen
durch das Deckblatt II. Der modifizierte Trassenverlauf bedingt auch eine Anderung der kreuzenden
Stralen. Die K38 und der Lindfeldweg werden zukiinftig als Unterfithrung der A 445 angelegt.

Im ,,Erlauterungsbericht zum Deckblatt™ (aufgestellt 19.09.2016) werden die Griinde der Planénde-
rung wie folgt dargelegt:

In _das bisherige Planfeststellungsverfahren wurden unter anderem Einwendungen zum
Thema Gebiets- bzw. Artenschutz eingebracht. Insbesondere war der Einwand zu einer ver-
muteten Gebietsschutzproblematik zum rund 450m ostlich der Mapnahme gelegenen Ex-
klave des Vogelschutzgebietes Hellwegborde zu beriicksichticen. Hinzu kam ein Aktualisie-
rungsgebot der faunistischen Bestandsdaten aus der Zeit vor Olffenlage der Planfeststel-
lungsunterlagen im Jahr 2011. Der Datenbestand wurde daraufhin im Anschluss an den
Ende 2012 durchgefiihrten Erorterungstermin in den Jahren 2013 bis 2015 grundlegend neu
erfasst.

Im FEinzelnen sind umfangreiche Bestandserfassungen der Brut- und Gastvégel sowie der
Durchziigler, der Amphibien und der Fledermduse durchgefiihrt worden. Zusdtzlich ist die
Biotoptypen- und Realnutzungskartierung aktualisiert worden.

Im Zuge der artenschutzrechtlichen Priifung bildete sich unter dem Aspekt des
Vermeidungs/Minimierungsgebots ein aktueller Planungskorridor. in dem sich eine Verfah-
renstrasse, weiter westlich verlaufend. erheblich giinstiger auf die im Bereich der Strang-
bachaue ostlich von Hilbeck vorkommenden planungsrelevanten Brutvogel- und Amphibien-
vorkommen auswirken konnte.
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Diese Einschdtzung hat sich nach planerischer Ausarbeitung dieser modifizierten Verfah-
renstrasse in einer detaillierteren vergleichenden artenschutzrechtlichen Gegeniiberstellung
der beiden Trassenfiihrungen (siehe auch Anhang zum Erlduterungsbericht) dann auch be-
stdtigt. Aus Sicht der Avi- und Herpetofauna stellt die modifizierte Verfahrenstrasse die
deutlich bessere Trassenfiihrung dav, da mit ihr fiir einzelne Arten Beeintrdchtigungen voll-
standig vermieden und bei anderen Arten die Konflikte wesentlich minimiert werden. Dar-
iiber hinaus ist von einer deutlichen Reduzierung des Umfangs an vorgezogenen Ausgleichs-
mapnahmen zur Vermeidung des Eintretens der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnde
des § 44 (1) BNatSchG hinsichtlich relevanter Vogel- und Amphibienarten auszugehen.

In Bezug auf F ledermausarten des Anhang Ji4 der FFH- Rlchtlmle stellt dle modifizierte Ver-

dar._Da die von der Trassenverschiebung besonders betroffene Art Zwergﬂedermaus in NRW
aber als ungefdihrdet und in einem giinstigen Erhaltungszustand im Sinne von Art. 11/17 FF-
H-RL eingestuft ist und die Beeintrdchtigung (artenschutzrechtlicher Verbotseintritt) zudem
mit entsprechender Sicherheit durch Mafsnahmen vermeidbar ist, kann die prognostizierte
Beeintrdchtigungen der Art keinen Ausschluss der modifizierten Verfahrenstrasse unter ar-
tenschutzrechtlichen Gesichtspunkten begriinden. Zusammengefasst ergeben sich somit un-
ter artenschutzrechtlichen Gesichtspunkten deutliche Vorteile fiir die Modifizierung der Ver-
fahrenstrasse.

Auch _aus habitatschutzrechtlicher Sicht ist die modifizierte Verfahrenstrasse allein schon
durch das deutliche Abriicken vom Vogelschutzgebiet ., Hellwegborde * als giinsticer einzu-

Stufen.

Vor diesem Hintergrund wird aus gutachterlicher Sicht empfohlen, als Vermeidungsmafinah-
me die modifizierte Verfahrenstrasse weiter planerisch zu verfolgen..

Auf der Grundlage des aktuellen Datenbestands erfolgte anschliefsend die Neuaufstellung
der entsprechenden landschaftspflegerischen Gutachten (landschaftspflegerischer Begleit-
plan, Artenschutzpriifungen sowie FFH-Vertrdglichkeitspriifung). Dariiber hinausgehend ist
im Zusammenhang mit der FFH-Vertrdglichkeitspriifung eine Funktionsraumanalyse fiir die

Strangbachaue erstellt und ein kulturlandschaftliches Gutachten fiir den Planungsraum er-
arbeitet worden.* (a.a.0., S. 2 bis 4)

In Folge der Trassenverschwenkung zum Siedlungsbereich Hilbeck sind in Teilbereichen Maf3nah-
men des aktiven Larmschutzes vorzusehen. Dazu wird auf 825 m eine 3 m hohe Lirmschutzwand
errichtet, die aus Griinden des Artenschutzes auf eine Hohe von 4 m erweitert wird. Des weiteren
liegen bei 61 Gebduden die Anspruchsvoraussetzungen zur Erstattung der Kosten fiir Larmschutz an
baulichen Anlagen (passiver Ldrmschutz) dem Grunde nach vor.

Weitere Auswirkungen des Vorhabens auf Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt werden im
»Erlduterungsbericht (aufgestellt 19.09.2016) aufgezeigt:

., Mit der Realisierung der Mafsnahme werden iiberwiegend landwirtschaftliche Nutzflcichen,
nur sehr untergeordnet hoherwertige Geholzbestdinde, in Anspruch genommen. Die mafsgeb-
liche Auswirkung liegt in der Beeintrdchtigung planungsrelevanter Arten und ihrer Habita-
te. Die Mafnahme fiihrt zur Uberplanung eines Quartiers der Zwergfledermaus und quert
drei hochwertiger Fledermausflugrouten im Bereich des Bewerbaches, der ehemaligen
Bahnlinie und am Strangbach. Ornithologisch werden einige Fortpflanzungs- und Ruhestdit-
ten streng geschiitzter (= planungsrelevanter) Vogelarten iiberplant bzw. randlich beein-
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trdchtigt und fiir einige Arten ist von einer signifikanten Erhohung des Kollisionsrisikos
auszugehen. Hiervon sind folgende Arten betroffen:

Baumfalke, Feldlerche, Feldsperling, Kiebitz, Mdusebussard, Rebhuhn, Rohrweihe, Rotmi-
lan, Schleiereule, Steinkauz, Turmfalke und Turteltaube

Ferner fiihrt die Planung zu Beeintrdchtigungen der planungsrelevanten Arten Kammmolch,
Kleiner Wasserfrosch und Laubfrosch.

Uber die planungsrelevanten Arten hinaus weist das Vorhaben Beeintrcichtigungen auf die

meisten der insgesamt 81 erfassten Vogelarten sowie die Amphibienarten Bergmolch, Erd-
krote, Grasfrosch, und Teichmolch auf-

Ferner konnen Kollisionen fiir den im Vogelschutzgebiet ,, Hellwegbdorde * briitenden Rotmi-
lan nicht ausgeschlossen werden. Denn die A 445 fiihrt zu Uberplanungen von Nahrungsha-
bitaten im Bereich der Strangbachaue. Evhebliche direkte oder indirekte Wirkungen, die in
das Vogelschutzgebiet hinein reichen, werden von der geplanten A 445 nicht induziert.

Der allgemeinen Zerschneidungswirkung, die das Vorhaben aufweist, wirken die zahlrei-
chen iiberwiegend nach 6kologischen Erfordernissen dimensionierten Bauwerke entgegen.

Arten die den Regelungen des Umweltschadensgesetzes bzw. des § 19 BNatSchG unterliegen
(,,sonstige Anhang II-Arten*), sind von der Planung nicht betroffen.*

2 Fachliche Beurteilung oder Grundlagen der rechtlichen Bewertung in den
Antragsunterlagen

Eine tiberschldgige, verbal argumentative Beurteilung der Trassenvarianten in Bezug auf den Arten-
schutz erfolgte in der ,,Bewertung der Trassenvariante ,,Achse 171 unter den Aspekten Artenschutz
und Habitatschutz* (i.d.F. Vom 27.03.2015 mit redaktionellen Anpassungen, Stand 19.09.2016). Als
Bewertungskriterien seien im Rahmen der Erstbewertung

* die anlagebedingten Verluste relevanter Habitatbestandteile,

» Zerschneidungswirkungen und

* Randeffekte, insbesondere durch baubedingte Storungen und Larm
herangezogen worden.

Fiir Stérungen durch Liarm seien die Bewertungskriterien des ,,Leitfadens Vogel und Larm* des
BMVI (GARNIEL & MIERWALD 2010) mit den entsprechenden Wirkreichweiten zugrunde gelegt
worden.

In Korrelation damit seien alle gemdll LANUV "planungsrelevanten" Brutvogelarten betrachtet
worden, die sich innerhalb der artspezifischen Wirkreichweiten beidseitig der Verfahrenstrasse und
der Variante 171 in dem beschriebenen Variantenabschnitt befanden.

3 Naturschutzfachliche Bewertung der Abwigungsbelange

Die Unterlagen des Deckblatts 02 weisen erhebliche Abwédgungsméngel in Bezug auf die neue Tras-
senvariante auf.

Die Plandnderung leitet sich im Wesentlichen aus habitat- und artenschutzrechtlichen Erwdgungen
ab. Zwar sind die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote als striktes Recht einer Abwagung nicht
zuginglich, jedoch setzt dies eine voraussichtliche Erfiillung artenschutzrechtlicher Verbotstatbe-
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stinde voraus. Zudem ist bei der artenschutzrechtlichen Bewertung der voraussichtlichen Umwelt-
auswirkungen zu beriicksichtigen, ob die Folgen des Vorhabens durch Vermeidungs- bzw. Scha-
densbegrenzungsmallnahmen soweit gemindert werden konnen, dass die Signifikanzschwelle nicht
mehr tiberschritten ist. Hinsichtlich des Habitatschutzes bedarf es einer, im Fachgesetz festgelegten
und durch die laufende Rechtsprechung konkretisierten Priifung. Auch dabei sind Vermeidungs-
bzw. SchadensbegrenzungsmalBnahmen zu berticksichtigen. Die sich, aus diesen Vorgaben ergeben-
den Handlungsmoglichkeiten wurden nicht in Erwégung gezogen. Zudem wurden einzelne Belange
nicht in die Erwégung eingestellt oder in ihrer tatsdchlichen Bedeutung verkannt.

Eine sachgerechte Bewertung der Umweltauswirkung und deren Bertiicksichtigung bei der Entschei-
dung iiber das Vorhaben ist somit nicht mehr moglich.

3.1 Zum Habitatschutz

Nur wenn eine Priifung ergibt, ob ein Vorhaben zu erheblichen Beeintrichtigungen eines Gebiets in
seinen fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mafB3igeblichen Bestandteilen fithren kann, ist
es nach § 34 Abs. 2 BNatSchG unzuldssig. Durchfithrbare Vermeidungs- bzw. Schadensbegren-
zungsmafinahmen sind in die Priifung einzubeziehen. Dies ist nicht erfolgt.

Einerseits ist den vorliegenden Unterlagen nicht zu entnehmen, dass der urspriingliche Trassenver-
lauf nach den vorgegebenen Kriterien unvertrdglich mit den Erhaltungszielen oder dem Schutz-
zweck des in der Umgebung liegenden Vogelschutzgebietes Hellwegborde ist. Zwar ergaben sich
im bisherigen Planfeststellungsverfahren Vermutungen, dass es zu einer ,,Gebietsschutzproblema-
tik kommen konnte. Es wurden keine Sachverhalte festgestellt, welche als eine erhebliche Beein-
trichtigung von Erhaltungszielen oder dem Schutzzweck an sich zu bewerten wiren. Mithin wurde
eine Unvertriglichkeit im rechtlichen Sinne nicht festgestellt.

Jedoch sei aus ,,... habitatschutzrechtlicher Sicht [...] die modifizierte Verfahrenstrasse allein schon
durch das deutliche Abriicken vom Vogelschutzgebiet ,,Hellwegborde™ als giinstiger einzustufen.
Darauf kommt es bei der rechtlichen Bewertung aber nicht an. Ein Vorhaben muss nicht so ausge-
staltet werden, dass es moglichst geringe Auswirkungen auf ein Natura 2000 — Gebiet entfaltet. Es
ist entweder — wie im vorliegenden Fall - zulédssig, wenn es fiir Erhaltungsziele und Schutzzweck
malgebliche Bestandteile nicht erheblich beeintrachtigen kann. Oder es ist unzulédssig, wenn die
Vertriaglichkeit nicht festgestellt werden kann. Die obligatorische Minderung von nicht erblichen
Beeintrachtigungen ist nicht vorgeschrieben.

Doch selbst, wenn man eine solche erhebliche Beeintrdchtigung unterstellen wiirde, gibt es wirksa-
me SchadenminderungsmaBBnahmen, welche die Vertrdglichkeit herstellen konnen. Bereits mit den
jetzt, in Hinsicht auf den Siedlungsraum Hilbeck vorgesehenen aktiven SchallschutzmaB3nahmen
(hochabsorbierende Schallschutzwand, schallreduzierender Fahrbahn) lieBe sich durch eine andere
Anordnung die Larmeinwirkung der alten Trasse in das Vogelschutzgebiet auf das Niveau reduzie-
ren, dass fiir die neue Trasse als vertrdglich erachtet wird. Dartiber hinaus sind weitere Maflnahmen,
wie larmreduzierende Geschwindigkeitsbeschrinkungen, Sichtverschattung (teilweise durch die
Larmschutzwand bereits erreicht) der Verkehrsbewegung, insbesondere bei nédchtlicher Beleuchtung
usw. denkbar.

Da entweder die Unvertraglichkeitsschwelle nicht {iberschritten ist oder es alternative Moglichkei-
ten zur Auswirkungsminimierung oder Vertrdglichkeitssicherung denkbar sind, hétte dies in die Ab-
wiégung eingestellt werden miissen. Im Zuge der UVP ist auch zu beriicksichtigen, ob Planungsent-
scheidungen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen von dem einen Schutzgut auf das andere
verlagern wiirden. Dies ist jedoch nicht erfolgt. Zudem fehlt ein Vergleich der Auswirkungen der ur-
spriinglichen Verfahrenstrasse mit denen der modifizierten Verfahrenstrasse. Die Abwégung stiitzt
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sich im Wesentlichen auf Fragen der Minimierung von Wirkungen auf das Vogelschutzgebiet und
verldsst damit den Rahmen, den die fachgesetzliche Zulassungsvoraussetzung nach § 34 Abs. 2
BNatSchG vorgibt. Andere Belange, insbesondere in Hinsicht auf das Schutzgut Mensch, werden
nicht bzw. nicht angemessen in die Abwigung eingestellt. Der Belang Naturschutz wird unange-
messen libergewichtet.

3.2 Zum Artenschutz

Im Wirkbereich des StraBenbauvorhabens kommen Tiere von Arten vor, die nach § 44 Abs. 1 Nr. 1
bis 3 BNatSchG weder getotet bzw. verletzt oder erheblich gestort werden diirfen, noch diirfen ihre
Fortpflanzungs- oder Ruhestétten zerstort oder beschiadigt werden. Diese artenschutzrechtlichen Zu-
griffsverbote beziehen sich auch auf unausweichliche Folgen einer ansonsten rechtméfBigen Hand-
lung.

Das Artenschutzrecht ist nur auf bestimmte Sektoren des Naturschutzes ausgerichtet (Schutz von
einzelnen Tieren vor Totung bzw. Verletzung oder erheblicher Stérung sowie dem Schutz von Fort-
pflanzungs- oder Ruhestitten), andere Sektoren, wie beispielsweise der Schutz von Nahrungshabita-
ten, ist grundsétzlich nicht vorgesehen. Das Artenschutzrecht ist strikt. Es gibt keinen Ermessens-
spielraum bei der Rechtsanwendung. Diese setzt jedoch eine angemessene Sachverhaltsermittlung
und Auswirkungsprognose voraus. Durchfithrbare Vermeidungs- bzw. Schadensbegrenzungsmaf3-
nahmen sind in die Priifung einzubeziehen. Dies ist nicht erfolgt.

Bereits eine, im Folgenden dargestellte summarische Priifung artenschutzrechtlicher Belange zeigt,
dass die ermittelten Konflikte in beiden Varianten eine vergleichbare Intensitédt haben oder nachteili-
ge Umweltauswirkungen durch wirksame Mallnahmen soweit vermieden werden kénnen, dass ar-
tenschutzrechtliche Verbotstatbestéinde nicht erfiillt sind.

Da entweder die Signifikanzschwelle nicht {iberschritten ist oder wirksame Mdoglichkeiten zur Scha-
densminimierung oder -vermeidung denkbar sind, hitte dies in die Abwigung eingestellt werden
miissen. Es fehlt ein bilanzierender Vergleich der Auswirkungen der urspriinglichen Verfahrenstras-
se mit denen der modifizierten Verfahrenstrasse. Die Abwigung stiitzt sich im Wesentlichen auf
Fragen der Minimierung von Wirkungen auf das Vogelschutzgebiet und verlédsst damit den Rahmen,
den die fachgesetzliche Zulassungsvoraussetzung nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG vorgibt.
Andere Belange, insbesondere in Hinsicht auf das Schutzgut Mensch, werden nicht bzw. nicht ange-
messen in die Abwégung eingestellt. Der Belang Naturschutz wird unangemessen tibergewichtet.

3.2.1 Rohrweihe

Im Bestands- und Konfliktplan Avifauna (12.1 4/IT) sind zwei Brutpldtze der Rohrweihe dargestellt
und als Konflikt (K/FA 1.7 ) der Verlust und Beeintrichtigung von Habitaten der Rohrweihe be-
nannt.

Unstrittig hétte die urspriingliche Trassenwahl den Bereich der Rohrweihenbrutplitze tiberplant
oder es wire durch die unmittelbare Nihe des Baukorpers Strafle zu anlagen- bzw. betriebsbeding-
ten Storungen briitender Vogel gekommen. Solche Stérungen gehen insbesondere auf Larm, Bewe-
gung und Lichtreize einer Verkehrstrasse zuriick.

Nach den Naturschutzinformationen NRW' hat die Rohrweihe folgende Lebensraumanspriiche:

1 http://ffh-arten.naturschutzinformationen.nrw.de/ffh-arten/de/arten/vogelarten/kurzbeschreibung/103012 letzter
Aufauf 09.06.2017
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,»Die Rohrweihe besiedelt halboffene bis offene Landschaften und ist viel enger an Rohricht-
bestinde gebunden als die verwandte Wiesenweihe. Die Nahrungsflichen liegen meist in
Agrarlandschaften mit stillgelegten Ackern, unbefestigten Wegen und Saumstrukturen. Jagd-
reviere konnen eine Grofle zwischen 1 bis 15 km? erreichen. Brutplitze liegen in den Verlan-
dungszonen von Feuchtgebieten, an Seen, Teichen, in Flussauen und Rieselfeldern mit gro-
Jseren Schilf- und Rohrichtgiirteln (0,5-1 ha und grofer). Das Nest wird im dichten Rohricht
tiber Wasser angelegt. Seit den 1970er-Jahren briiten Rohrweihen verstdrkt auch auf Acker-
fldchen, wobei Getreidebruten ohne Schutzmafinahmen oftmals nicht erfolgreich sind.*

Nach den Planfeststellungsunterlagen handelt es sich bei den Biotoptypen im Umfeld der dargestell-
ten Rohrweihenbruten um brachgefallenes Feucht- und Nassgriinland, gut bzw. mittel bis schlecht
ausgeprigt (EE3,2; EE3,1), das vermutlich aus einer artenarmen Intensivwiese (EA,1) hervorge-
gangen ist. Diese Biotopbeschreibung deckt sich erst einmal nicht mit der Beschreibung des pré-
ferierten oder neuerdings auch genutzten Bruthabitats der Rohrweihe.

Da Rohrweihen als Bodenbriiter nur in stabilen Vegetationsbestinden, wie sie fiir R6hrichte typisch
sind, dauerhaft in einem engeren Bereich briiten und bei sich verédndernden, aber ansonsten noch ge-
eigneten Vegetationsbestinden die Brutpldtze auch groBrdumig verlagern, wire eine vertiefende
Priifung erforderlich gewesen. Dabei wire zu hinterfragen ob die erfassten Bruten Einzelereignisse
darstellen, die einer besonderen Situation geschuldet sind, oder die Erfassung eine dauerhafte Situa-
tion kennzeichnet. Dies ist nicht erfolgt.

Selbst wenn eine dauerhafte Nutzung des Bereichs als Brutplatz fiir Rohrweihen angenommen wiir-
de, konnten Ersatz-Bruthabitate entwickelt oder neu geschaffen werden. Bei ausreichender Entfer-
nung des MafBnahmenstandorts zu potenziellen Stor- und Gefahrenquellen, insbesondere bei Stérun-
gen durch Erholungsnutzung (Spazierginger, frei laufende Hunde) idealerweise an bereits vorhan-
dene Rohrichtflichen oder (schmale) Ufersdume von Gewéssern, wiren auf einer Flache ab 0,5 ha
GroBe pro Brutpaar MaBBnahmen moglich. Da Rohrweihen bei giinstigen Verhiltnissen auch kolo-
nieartig briiten, lieBen sich solche Maflnahmen auch fiir mehrere Brutpaare durchfiihren. Nach dem
Leitfaden ,,Wirksamkeit von Artenschutzmafnahmen* fiir die Beriicksichtigung artenschutzrecht-
lich erforderlicher MaBnahmen in Nordrhein-Westfalen wire ein solches Vorgehen geeignet, die
Verwirklichung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestinde zu vermeiden. Es sind allerdings wieder-
kehrende Maflnahmen zur Funktionssicherung sowie ein maflnahmenbezogenes erforderlich. Bei
landesweit bedeutsamen Brutvorkommen wére zusitzlich ein populationsbezogenes Risikomanage-
ment / Monitoring durchzufiithren. Die Wirksamkeit wére dann sofort gegeben, wenn Stérungen zu
reduzieren wiren. Bei Entwicklung oder Neuanlage von (Ro6hricht-) Ufersdumen stellt sich die
Wirksamkeit innerhalb von 2 bis 5 bzw. in bis zu 10 Jahren ein.

In der Funktionalitdt d4hnliche Maflnahmen sind bereits im Rahmen des Flurbereinigungsverfahrens
zur urspriinglichen Verfahrenstrasse sowie teilweise auch in Bezug auf die modifizierte Verfah-
renstrasse vorgesehen. Die Maflnahmen miissten unter Beachtung des Wirksamkeitsleitfadens noch-
mals tberpriift und gegebenenfalls optimiert werden. Weitergehende, als die bisher angedachten
Malnahmen sind nicht erforderlich.

Wie die im Rahmen der Erstellung der Antragsunterlagen durchgefiihrte Raumnutzungsanalyse fiir
die Rohrweihe zeigt, verlagert die Neuplan zwar die Trasse innerhalb des vorwiegend zur Nah-
rungssuche genutzten Raumes, tiberplant aber weiterhin Quadranten mit iiberdurchschnittlicher
Nutzungsintensitét in dhnlicher Auspridgung. Die diesbeziiglichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen beider Varianten unterscheiden sich nicht wesentlich.
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3.2.2 Rotmilan

Der bekannte Brutplatz des Rotmilans 6stlich des Vorhabens wird von beiden Varianten nicht be-
rithrt. Ahnlich wie bei der Rohrweihe zeigt die durchgefiihrte Raumnutzungsanalyse, dass beide
Trassenvarianten innerhalb des vorwiegend genutzten Nahrungshabitats liegen, Quadranten mit
tiberdurchschnittlicher Nutzungsintensitit iiberlagert werden und sich diese Uberlagerungen in ihrer
Ausprigung nicht wesentlich unterscheiden.

3.2.3 Baumfalke

Der bekannte Horst des Baumfalken liegt westlich der Trasse. Die modifizierte Verfahrenstrasse
liegt jedoch deutlich néher am Brutplatz als die urspriinglich Trasse. Die bereits vorgesehenen Mal3-
nahmen greifen in gleicher Weise bei einer Verwirklichung der Ursprungsvariante.

3.2.4 Fledermduse

Die Trasse durchschneidet sowohl in der Ursprungsvariante, als auch in der modifizierten Variante
eine Fledermaus-Flugroute und Wechselbeziehung. Die diesbeziiglich vorgesehenen artenschutz-
rechtlichen Vorkehrungen greifen bei beiden Trassen gleichermal3en.

Dennoch stellt nach Aussage der Planfeststellungunterlagen die modifizierte Verfahrenstrasse eine
geringfiigig unglinstigere Losungsmoglichkeit als die Verfahrenstrasse dar.

3.2.5 Kammmolch und Laubfrosch

Die Trasse durchschneidet sowohl in der Ursprungsvariante, als auch in der modifizierten Variante
einen Lebensraum von Kammmolch und Laubfrosch. Die diesbeziiglich vorgesehenen artenschutz-
rechtlichen Vorkehrungen greifen bei beiden Trassen gleichermal3en.

3.3 Zur Bewertung der Trassenvarianten ,,Achse 171 durch den Antragsteller

Ein quantitativer bzw. bilanzierender Vergleich fehlt in der Beurteilung der Trassenvarianten. Eine
Korrelation im wissenschaftlichen/statistischen Sinne wurde nicht ermittelt. Die verbalen Argumen-
te werden weder durch einzelne konkretisierte Sachverhalte oder Analogieschliisse hergeleitet noch
werden Wirkzonen und Empfindlichkeitsbereiche benannt, dargestellt und verschnitten, wie es bei-
spielsweise in der 6kologischen Risikoanalyse iiblich ist. Ein flichengr6Benbezogener Vergleich ist
somit nicht moglich.

Die Beurteilung scheint vielmehr nach frei assoziierten und nicht einzeln dargestellten Kriterien va-
riabel erfolgt zu sein. Die Anwendung tiblicher fachlicher Methodenstandards, wie sie beispielswei-
se in Fiirst / Scholles (2004) beschrieben sind, ist nicht zu erkennen.

Die Bewertung der Variante ,,Achse 171* ist in Bezug auf die Arten Kuckuck und Méusebussard of-
fensichtlich unzutreffend, in Bezug auf die Rohrweihe unvollstindig und daher im Ergebnis eben-
falls unzutreffend.

3.3.1 Zum Kuckuck

Der Kuckuck ist ein Brutschmarotzer und lédsst seine Einer von Brutpaaren anderer Arten ausbriiten
und den Jungvogel aufziehen. Die Wirtsarten sind vielfdltig und meist nicht in der Liste der pla-
nungsrelevanten Arten aufgefiihrt. Selbst wenn ein zusammenhingendes Revier mit potenziellen
Brutvorkommen von Wirtsvogeln zentral durchschnitten wird, bieten die 6kologischen Vorausset-
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zungen des Raumes weiterhin einer Vielzahl von potenziellen Wirten Brutplédtze bzw. Brutmoglich-
keiten. Da der Kuckuck im Brutgebiet groBraumig agiert, ist in seinem Aktionsraum weder der Ver-
lust von Brutstitten der Wirtsarten, der Verlust von Wirtsvogeln oder -paaren oder gar eine Ver-
ringerung des Reproduktionserfolgs des Kuckucks zu erwarten. Die 6kologische Funktion der mog-
licherweise vom Vorhaben betroffenen Fortpflanzungsstitte bleibt im rdumlichen Zusammenhang
weiterhin erhalten. Die Variante, welche einen weiteren Abstand zum bekannten Kuckuck-Brutplatz
eines Jahres einhilt ist eben nicht automatisch die deutlich giinstigere. In Bezug auf den Kuckuck
sind keine wesentlichen Einschrinkungen der 6kologischen Leistungsfihigkeit der Fortpflanzungs-
stiatte zu erkennen.

Insofern ergeben sich bei keiner der Varianten Vor- oder Nachteile.

3.3.2 Zum Mdusebussard

Der bekannte Brutplatz des Bussards ist, je nach Bezugspunkt an der geplanten Trasse etwa 170 m
von der AS Werl der modifizierten Verfahrenstrasse entfernt. Bei der urspriinglichen Trasse betrug
dieser Abstand etwa 135 m. Dass ein zusétzlicher Abstand von 35 m bis hochstens 45 m ergeben
soll, dass sich der Brutplatz erst dann auBerhalb der Fluchtdistanz von Tieren der Art Méusebussard
befindet, ist fachlich unzutreffend.

Zudem ist die positive Bewertung der Variante ,,Achse 171 auch widersinnig, da ein fiir beide Vari-
anten erforderlicher Zubringer zur AS Werl einen Abstand von nur 27 m zum bekannten Brutplatz
hat und insofern seine Wirkung selbst bei geringerem Verkehrsaufkommen bereits vor den Trassen-
varianten entfalten wird.

Insofern ergeben sich bei keiner der Varianten Vor- oder Nachteile.

3.3.3 Zur Rohrweihe

Wie bereits unter Kap. 3.2.1 dargestellt, ist der artenschutzrechtlich relevante Verlust von bis zu
zwei Rohrweihenbruten, sollte er denn tiberhaupt eintreten konnen, durch wirksame Minderungs-
und Schadensvermeidungsmafinahmen zu verhindern. In einer sachgerechten Bewertung wéren die-
se Mallnahmen zu beriicksichtigen gewesen.

Insofern ergeben sich bei keiner der Varianten Vor- oder Nachteile.

3.3.4 Gesamtbetrachtung

Selbst wenn die modifizierte Verfahrenstrasse in Hinsicht auf die Arten Kuckuck, Mausebussard
oder Rohrweihe ,,deutlich giinstiger wire, so hitte dieser Umstand keinen Einfluss auf die arten-
schutzrechtliche Bewertung. Verbotstatbestinde, hier kiimen nur die erhebliche Stérung von Tieren
der Wirtsarten oder der Art Kuckuck oder die Zerstorung einer Fortpflanzungsstitte in Betracht,
sind nicht erfiillt. Eine iiber das strikte Artenschutzrecht hinausgehende vorsorgliche Minderung
von Auswirkungen (,,deutlich giinstiger driickt dies ja aus) wire in eine Abwigung mit bzw. gegen
andere Belange einzustellen.

3.4 Weitere Abwigungsbelange

In den veréffentlichten Planfeststellungsunterlagen zum Deckblatt 02 wird die Eingriffsreglung
nach § 13 ff BNatSchG im Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) mit Stand 21.04.2017 be-
handelt. Die Begleitplanung weist detailliert und konkret nach, dass die Eingriffsfolgen des bean-
tragten Vorhabens, hier der modifizierten Trasse, bewéltigt werden. Aus der Abarbeitung der Ein-
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griffsreglung ergeben sich keine Abwiagungsbelange, die fiir oder gegen eine Planungsentscheidung
sprechen wiirden.

Das Vorhaben an sich stellt mit beiden Planungsalternativen einen Eingriff im naturschutzrechtli-
chen Sinne dar. Ein solcher Eingriff ist zuldssig, wenn unvermeidbare Beeintrdchtigungen ausgegli-
chen oder ersetzt werden. Sind Beeintrachtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener
Frist auszugleichen oder zu ersetzen, ist ein Eingriff unzulédssig, wenn die Belange des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege bei der Abwigung aller Anforderungen an Natur und Landschaft an-
deren Belangen im Range vorgehen.

Folglich ist erst einmal zu priifen, ob die voraussichtliche erhebliche Beeintrachtigung der Leis-
tungs- und Funktionsfihigkeit des Naturhaushaltes vermieden, ausgeglichen oder ersetzt werden
konnen. Beide Trassenvarianten wéren dann gleichrangig und im Sinne von § 15 Abs. 5 BNatSchG
naturschutzrechtlich gleichermaflen zuldssig, wenn die Eingriffsfolgen abschlieSend bewdéltigt wer-
den konnen. Fiir die modifizierte Verfahrenstrasse ist dies gepriift. Eine entsprechende Priifung der
Ursprungsvariante fehlt in den Unterlagen zum Deckblatt 02. Fiir eine sachgerechte Abwigung
wire dies aber unerlédsslich, soweit naturschutzfachliche Abwégungsgriinde fiir die modifizierte
Verfahrenstrasse entscheidungstragend wéren.

Sollten geeignete Mallnahmen umzusetzen sein, erhebliche Beeintrachtigungen als voraussichtliche
Folge der urspriinglichen Planung zu ersetzen, soweit sie nicht auszugleichen oder zu vermeiden
sind, ergébe sich eine grundsitzliche naturschutzrechtliche Zuldssigkeit. Damit wire dieser Belang
nicht mehr hoherrangig als andere Belange, insbesondere als der Schutz von Anliegern.

4 Fazit

Die vorliegenden Planfeststellungsunterlagen zum Deckblatt 02 weisen nach, dass die modifizierte
Verfahrenstrasse zuldssig ist. Dabei werden jedoch wesentliche Umweltbelange verkannt. In der
Folge ist die Bewertung der Umweltauswirkungen mangelbehaftet, da nicht alle zu berticksichtigen-
den Umweltauswirkungen in die Bewertung eingestellt wurden.

In Hinsicht auf das Schutzgut ,,Mensch, einschlielich der menschlichen Gesundheit” werden die
gesetzlichen und untergesetzlichen Umweltqualitétsziele eingehalten. Dies trifft auch auf das
Schutzgut ,, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt zu. Die Griinde fiir die Verschwenkung der
urspriinglichen Verfahrenstrasse werden aber mit einem, insbesondere in Bezug auf das Habitat-
und das Artenschutzrecht {iber die rechtlichen Anforderungen hinausgehende Schutzbemiihen be-
griindet. Eine vermutete Gebietsschutzproblematik in Bezug auf einen Teil des Vogelschutzgebiets
Hellwegborde sei zu beriicksichtigen gewesen. Auch aus habitatschutzrechtlicher Sicht sei die mo-
difizierte Verfahrenstrasse allein schon durch das deutliche Abriicken vom Vogelschutzgebiet ,,Hell-
wegborde® als giinstiger einzustufen. Im Zuge der artenschutzrechtlichen Priifung sei unter dem
Aspekt des Vermeidungs/Minimierungsgebots die modifizierte Verfahrenstrasse erheblich giinstiger
fiir die im Bereich der Strangbachaue 6stlich von Hilbeck vorkommenden planungsrelevanten Brut-
vogel- und Amphibienvorkommen. Aus Sicht der Avi- und Herpetofauna stelle die modifizierte Ver-
fahrenstrasse die deutlich bessere Trassenfiithrung dar.

Eine vermutete Problematik, eine giinstigere Einstufung, eine unter Vermeidungs- oder Minimie-
rungsgeboten erheblich giinstigere Losung, eine deutlich bessere Trassenfiithrung ist Habitat- und ar-
tenschutzrechtlich unbeachtlich. Die Bewertung der Umweltauswirkungen nach den Vorgaben des
UVPG ist die Auslegung und die Anwendung der umweltbezogenen Tatbestandsmerkmale der
einschlidgigen Fachgesetze (gesetzliche Umweltanforderungen) auf den entscheidungserheblichen
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Sachverhalt. Grenze der Auslegung und Anwendung der geltenden Gesetze ist der Wortlaut der ent-
scheidungserheblichen Gesetzesvorschriften. Das BNatSchG als hier einschldgiges Fachgesetz be-
nennt bezliglich des Habitatschutzes in § 34, beziiglich des besonderen Artenschutzes in § 44 die re-
levanten Tatbestandsmerkmale. Die Planfeststellungsunterlagen stellen weder dar, dass die ur-
spriingliche Trasse nicht mit den Erhaltungszielen oder dem Schutzzweck des Vogelschutzgebietes
Hellwegborde vertréglich sei, artenschutzrechtliche Bedenken erfiillt seien und auch nicht ob diese
durch Maflnahmen zu vermeiden wiren. Vielmehr werden Entscheidungsgrundlagen genannt, die
iiber die gesetzlichen Umweltqualititsziele hinausgehen.

Voraussichtliche Umweltauswirkungen sind sowohl in Bezug auf einzelne Schutzgiiter, als auch
medieniibergreifend unter Beriicksichtigung der jeweiligen Wechselwirkungen zu bewerten. Wech-
selwirkungen konnen unter anderem durch SchutzmaBnahmen verursacht werden, die zu Problem-
verschiebungen zwischen den Umweltgiitern fithren. Ein bloes Aneinanderreihen einzelner media-
ler Bewertungen der Umweltauswirkungen reicht nicht aus.

Zudem sind die genannten habitat- und artenschutzbezogenen Ansétze nicht striktes Recht. Dies
wire nur bei einer festgestellten Unvertrdglichkeit oder Erfiillung artenschutzrechtlicher Verbotstat-
bestinde der Fall. Die, tiber die gesetzlichen Zulassungsvoraussetzungen hinausgehenden Ansitze
unterliegen der ordnungsgemifBen Abwégung. Sie sind also in das Verhéltnis zu anderen, insbeson-
dere drittschiitzenden Belangen zu setzen.

Dies ist nicht erfolgt. Stattdessen wurden die habitat- und artenschutzorientierten Planungsentschei-
dungen ungerechtfertigter Weise unabgewogen {iber andere Belange gestellt. Eine sachgerechte Be-
wertung der Umweltauswirkung und deren Berticksichtigung bei der Entscheidung tiber das Vorha-
ben ist somit nicht mehr moglich. Damit ergibt sich ein schwerwiegender Abwégungsfehler zu Las-
ten der in Hilbeck lebenden Menschen.

Lehrte, 23.06.2017
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Auf der Grundlage: Auszug aus den Karten zum Landschaftspflegerischen Begleitplan ca.
»12_1c_2II_Brutvbgel Karte Mitte" und ,12_1c_3_II_Brutvdgel Karte sud"

urspringliche Trasse Variante A

geanderte Trasse Deckblatt II E
EEEEEEEENI Wallfahrtsstadt
ungefdhre Linie fiir eine alternative Trasse Werl

unter Berlicksichtigung der geschitzten Landschaftsbestandteile C.4.02 ,Strangbach™ undC.4.03 ,Waélder zwischen
Hilbeck und Prébsting™ gem. Landschaftsplan VI ,,Werl® vom 24.08.2012 sowie der kartierten Vogelarten 29.06.2017
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Wallfahrtsstadt Werl Der Blrgermeister

Beschlussvorlage Vorlage-Nr. 631a

Zur

X &ffentlichen TOP 11/4
[ ] nichtdffentlichen Sitzung des

am Personalrat ist zu beteiligen
X Schul - und Sportausschusses 22.06.2017 []ja X nein
[ ] Hauptausschusses Zustimmung
X Rates 13.07.2017 [] ist beantrag t [] liegt vor
Agenda-Leitfaden
wurde beriicksichtigt []ja [ nein (Begriindung s. Sachdarstellung) X nicht relevant
Ertrige und / oder Einzahlungen X nein [] einmalig [] jahrlich in H6he von €

Aufwendungen und / oder Auszahlungen [] nein [ ] einmalig [X jéhrlich in H5he von 15.000,00 €

Haushaltsmittel stehen [] nicht [] nur mit € zur Verfigung bei Sachkonto
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung)

Folgekosten:

Durch bilanzielle Abschreibungen [ nein [ jahrlich in Héhe von €
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc.
[ nein []einmalig [ jahrlich in H6he von €

Nachrichtlich:
Finanzierungskosten unter Beriicksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-

schnittlichen Zinssatzes von % [ nein [] jahrlich in Héhe von €

Datum: 07.06.2017 Unterschrift Sichtvermerke

1 B homs B e o
AZ: 40-Kn.
Titel:

Forderung der Sportvereine mit eigenen Anlagen
e Anfrage der BG Fraktion zum Antrag des Ski-Clubs Werl e.V.
vom 09.01.2017
e Antrag der WP Fraktion vom 27.03.2017: Grundsatzentschei-
dung des Werler Stadtrates zur Verbesserung der Vereinsforde-
richtlinien fiir Vereine mit eigenen Anlagen

Sachdarstellung:

In der Sitzung des Schul — und Sportausschusses vom 23.03.2017 wurde
bereits die Sportférderung - in Verbindung mit der Anfrage der BG zum
Antrag des Ski-Clubs Werl e.V. vom 09.01.2017 (Beschlussvorlage Nr.:
631) beraten. Da die Mitglieder des Schul - und Sportausschusses weite-
ren Beratungsbedarf innerhalb der Fraktionen geltend gemacht haben,
wurde der Tagesordnungspunkt Ubereinstimmend auf die nachste Sitzung
des Schul - und Sportausschusses vertagt. Inzwischen hat die Fraktion
der WP! mit Schreiben vom 27.03.2017 einen Antrag gleichen Inhalts ge-
stellt. (s.Anlage: Antrag WP!).



Die Verwaltung stellte in der letzten Sitzung des Schul - und Sportaus-
schusses umfanglich die aktuelle Fordersituation und die historisch ge-
wachsene Situation der Sportlandschaft in der Wallfahrtsstadt Werl dar.
Tendenziell herrschte Konsens fiir eine Férderung der Sportvereine mit
eigenen Anlagen, jedoch wurde die Verwaltung gebeten darzulegen, wie
eine mogliche Finanzierung sich darstellt, ohne den Haushalt zusatzlich zu
belasten.

Desweiteren wurde die Verwaltung gebeten nochmals die Rahmenbedin-
gungen unter denen eine solche Forderung bereitgestellt werden kann,
darzulegen.

Die Rahmenbedingungen fir das Forderinstrument ,,Unterhaltungsbei-
trag fiir Sportvereine mit eigenen Anlagen™:

> Die Wallfahrtsstadt Werl stellt im Rahmen der kommunalen Sportférde-
rung ab dem Haushaltsjahr 2018 jahrlich einen Betrag
i.H.v. 15.000,00 € fUr Sportvereine mit eigenen Anlagen als Unterhal-
tungsbeitrag zur Verfligung. Die Mittel von 15.000,00 € im Bereich der
Sportférderung (ausgewiesen im Haushaltsplan unter dem Basisab-
rechnungsobjekt [BAO] Nr.: 08 01 01 01 00) werden durch die gleich-
zeitige Reduzierung des Haushaltsansatzes der Sportunterhaltung um
ebenfalls 15.000,00 € (ausgewiesen im Haushaltsplan unter dem Ba-
sisabrechnungsobjekt [BAO] Nr.: 08 02 01 01 00) gedeckt.

Die zur Deckung notwendigen Mittel werden im Bereich der Sportunterhal-
tung an folgenden Stellen erzielt:

- Haushaltmittel i.H.v. 13.800,00 € fur kleinere Ausbesserungsarbei-
ten im Bereich der Kunstrasenplatze. Durch eine Belagserneuerung
der Kunstrasenspielflache in den Ortsteilen Westdnnen und Blderich
beginnend mit dem Jahr 2018 und die mit dem Austausch verbun-
dene 5 -jahrige Herstellergewahrleistung auf die neuen Belage,
kdnnen die fur kleinere Ausbesserungsarbeiten vorgesehenen Haus-
haltsmittel in 0.g. H6he eingespart werden.

- Nach Absprache mit den Vereinen DJK BW Blderich und RW Westo-
nnen koénnen gleichzeitig zuklnftig die Pflegekostenzuschisse fur
die Kunstrasenspielflachen an die genannten Vereine in den Ortstei-
len i.H.v. jeweils 600,00 € pro Jahr (Gesamtbetrag 1.200,00 € pro
Jahr) ab dem Jahr 2018 eingespart werden.

» Jeder Verein kann - sofern er nach eigener Einschatzung eine MafB-
nahme durchfihren mdchte und daflir stadtischer Férderung bedarf -
jeweils bis zum 31.03. jeden Jahres einen Zuschuss bis zu einer Hohe
von maximal 3.000,00 € pro Jahr flr die Unterhaltung seiner nicht auf
stadtischem Grund befindlichen Anlage flr das laufende Kalenderjahr
beantragen. Voraussetzung flr die Antragsstellung ist, dass der Verein
als gemeinnltzig anerkannt ist, Mitglied im Landessportbund ist und
Angebote fir Kinder und Jugendliche bereithalt.




Dem schriftliche Antrag an das Sportamt der Wallfahrtsstadt Werl, sind
folgende Unterlagen beizufligen:

- Auflistung der geplanten MaBnahmen unter Beifigung von Kosten-
voranschlagen, Finanzierungsplanen und ggf. Nachweisen Uber be-
reits gewahrte bzw. zu gewahrende Fremdmittel (z.B. Zuschisse
des Landessportbundes etc.).

- Vorlage der zweckentsprechenden Verwendung (z.B. durch Rech-
nungen) des Vorjahreszuschusses. Sollte der Nachweis der zweck-
entsprechenden Verwendung niedriger als der flr das Vorjahr ge-
wahrte Zuschuss ausfallen, so wird die Summe des zu gewahrenden
Zuschusses um den Anteil der nicht nachgewiesenen Betrage ge-
kdrzt.

Obwohl die geplanten Férderungen einen dementsprechenden formellen
Antrag mit den o.g. Unterlagen zur Vorlage beim Sportamt der Wallfahrts-
stadt Werl voraussetzen, sollen die Vereine gleichwohl sensibilisiert wer-
den, ob sie tatsachlich jeweils einer finanziellen Unterstitzung durch die
Stadt bedurfen.

Beschlussvorschlag:

Es wird beschlossen, fur die in Wallfahrtsstadt Werl ansassigen Sportver-
eine mit eigenen Anlagen, die als gemeinniltzig anerkannt und Mitglied im
Landessportsport sind und Angebote flir Kinder und Jugendliche bereitstel-
len, ab dem Haushaltsjahr 2018 einen Unterhaltungsbeitrag von jahrlich
insgesamt 15.000,00 €, vorbehaltlich der zur Verfligung stehenden Haus-
haltsmittel, bereitzustellen.

Der Antrag auf Férderung ist bis zum 31.03. jeden Jahres unter Beibrin-
gung der notwendigen Unterlagen (Auflistung der geplanten MaBnahmen
unter Beifligung von Kostenvoranschldgen, Finanzierungsplanen und ggf.
Nachweisen Uber gewahrte Fremdmittel sowie Vorlage der zweckentspre-
chenden Verwendungsnachweise des Vorjahreszuschiisse) zu stellen.

Die maximale Férdersumme pro Verein betragt bis zu 3.000,00 € jahrlich.
Die Mehrausgaben im Haushalt im Bereich der Sportférderung werden
durch Einsparungen im Bereich der Sportunterhaltung in gleicher Hb6he
gedeckt.



Unabhiingige Wiahlergemeinschaft
Biirgergemeinschatft

Werl e. V.

Siegbert May, Telemannstr.15, 59457 Werl, Tel.: 02922 81212, Fax.: 02922 608453, E-Mail: siegbert@gmail.com
Fraktionsvorsitzender

Werl, 30.01.2017
Stadt Werl
Biirgermeister der Stadt Werl

Fachbereichsleiterin II Frau Iris Bogdahn

Betreff:
Anfrage zum Antrag des Ski Club Werl e.V. vom 09.01.2017 ( Kostenbeteiligung der

Wallfahrtsstadt Werl an den von Sportvereinen in Eigenregie unterhaltenen Sportstitten.)

Sehr geehrter Herr Biirgermeister Grossmann!

Sehr geehrte Frau Bogdahn!

Mit Schreiben vom 09.01.2017 wandte sich der Vorsitzende des Ski-Club e.V. an die
Ratsfraktionen und bat um Unterstiitzung. Den Inhalt des Schreibens darf ich als bekannt
voraussetzen.
Die BG-Ratsfraktion bittet die Verwaltung um 6ffentliche, miindliche und schriftliche,
Unterrichtung der Mitglieder des Schul- und Sportausschusses zu folgenden Fragen:
1. Seit wann ist der Verwaltung das Vorbringen des Antragstellers bekannt?
2. Welche Vereine mit eigenen Sportanlagen erhalten Fordermittel fiir Investitionskosten?
3. Wie viele Vereine mit eigenen Sportanlagen haben in den vergangenen Jahren
entsprechende Antréige gestellt?

4. Ist daran gedacht, die Sportforderrichtlinien der Stadt zu iiberarbeiten?

Siegbert May



Ski Club e.V. Werl, Abt Tennis, Hinter dem Friedhof 1a, 59457 Werl s ¢ B S
An den / : 1 - 2 '
Burgermeister der Wallfahrtstadt Werl T

Herrn Michael GroBmann

59455 Werl ~www.sc-werl.de

Tel.: 02922/4313

09. Januar 2017

Antrag: Kostenbeteiligung der Wallfahrtsstadt Werl an den von
Sportvereinen in Eigenregie unterhaltenen Sportstatten.

Sehr geehrter Herr GroBmann,
wir bitten hoflich um Kenntnisnahme:

Seit 2011 gab es mehrere Gesprachsrunden mit Vertretern der
Stadtverwaltung und Vereinen, die keine stadtischen Sportanlagen nutzen,
sondern eigene Anlagen unterhalten.

An den Gesprachen nahmen neben den betroffenen Vereinsvertretern
seitens der Stadtverwaltung Frau Bogdahn und einmal auch Herr Canisius
teil. Die Gesprache fanden in angenehmer Atmosphare statt, doch passiert
ist bisher nichts. Auch ein ,Bittbrief* an den Herrn Blirgermeister Michael
GroBmann im Dezember 2014 fuhrte nicht zu dem erhofften Ergebnis, die
Vereine mit eigenen Sportanlagen finanziell zu unterstutzen.

Als Vorsitzender des Ski-Club e.V. Werl wende ich mich nunmehr an
unsere Ratsfraktionen, um den Rat Uber die Ungerechtigkeiten und
Ungleichbehandlung der Sportvereine zu informieren. Ferner bitte ich
darum die Vereine mit eigenen Sportanlagen finanziell zu unterstitzen.

Bankverbindung:

Sparkasse Werl BIC: WELADED1WRL

Abt.: Ski IBAN DE39 41451750 0000 004911
Abt.: Tennis IBAN: DE31 41451750 0000 031245



Mit den Sportvereinen, welche stadtische Sportanlagen nutzen, wurden vor
mehreren Jahren Vertragsvereinbarungen getroffen, mit dem Ziel sie an
den pflegerischen Leistungen zur Unterhaltung der stadtischen
Sportanlagen und an den Energiekosten zu beteiligen. Ich weiR auch, dass
der von den Vereinen getragene Anteil fur die Unterhaltungskosten der
stadtischen Sportanlagen nur eine ,Anerkennungsgebuhr* darstellt und
sein kann. _

Leider fanden die Sportvereine mit eigenen Anlagen zum damaligen
Zeitpunkt keine Berlcksichtigung. Obwohl die Méglichkeit, diesen einen
finanziellen Ausgleich zu zahlen, gegeben war. Bis zum heutigen Tage
konnte keine Gleichbehandlung bzw. gerechte Lésung zur finanziellen
Unterstutzung flr diese Vereine erzielt werden.

Ich méchte diese Ungleichbehandlung zwischen den Sportvereinen, die
eine stadtische Sportanlage nutzen und unserer eigenen Sportanlage
einmal aufzeigen.

Die Mitglieder der Tennisabteilung, des Ski-Club e.V. Werl, spielen seit den
70er Jahren auf der vereinseigenen Anlage ,Am Kolbenschlag”.

Das Gelande ist ein Erbpachtgrundstiick und Erbbaurechtsgeber ist Herr
Thomas Loer. Die Erbpacht betragt 3.080,00 € pro Jahr. Ein
Kostenaufwand, den ein Verein fiir die Nutzung der stadtischen
Sportanlagen nicht aufbringen muss.

Bis weit in die 90er Jahre wurde diese Erbpacht von der Stadt Werl
bezahlt. Nach dem der damalige Vereinsvorsitzende, Herr Rechtsanwalt
Krampitz, seinen Unmut Uber den Bau weiterer Tennisplatze fur den TV
Werl (hinter dem Freizeitbad Werl) als unnétige Konkurrenzsituation zum
Ausdruck gebracht hatte.

Wir leisten, wie jeder anderer Sportverein in unserer Stadt, einen groRRen
Beitrag fur die sportliche, gesundheitliche Férderung und Erziehung von
Kindern/Jugendlichen zum allgemeingiiltigen Verhalten.

Allein in der Tennisabteilung sind von 280 Mitgliedern fast die Halfte Kinder
und Jugendliche, die sportlich geférdert werden. sich im Spielbetrieb
befinden und an Mannschaftsspielen teilnehmen. Die Integration von
auslandischen Mitblrgern in unserem Verein ist seit Jahren eine
Selbstverstandlichkeit. Dieses gilt auch fur die Seniorenarbeit in unserer
Stadt, Uber 80% der Senioren in der Abt. Ski von 106 Mitgliedern nehmen
noch aktiv am Vereinsleben teil.

Bankverbindung:

Sparkasse Werl BIC. WELADED1WRL

Abt.: Ski IBAN DE39 41451750 0000 004911
Abt.: Tennis IBAN: DE31 41451750 0000 031245



Die Unterhaltung der Tennisanlage lasst sich bereits seit Jahren aus den
Mitgliedsbeitrédgen nicht mehr finanzieren. Nur durch ehrenamtliche
Eigenleistung der Mitglieder und durch jahrliche erwirtschaftete geringe
Uberschisse aus dem Tennishallenbetrieb kann die  klassische
Vereinsarbeit* Spielbetrieb aufrechterhalten werden.

Aufgrund der seit Jahren stetig steigenden Kosten auf allen Gebieten, wie
Instandhaltung, Reparaturen, Erneuerungen, Energie, kommunale
Abgaben, Verbandsbeitrage, usw., stolRen wir mit unseren Einnahmen an
wirtschaftliche Grenzen. Notwendige Instandsetzungsmalinahmen werden
von Jahr zu Jahr geschoben.

Ich beantrage daher und stelle zur Diskussion, ab 2017 die Sportvereine
mit eigenen Sportanlagen finanziell durch einen Jahresférderbetrag zu
unterstitzen. So sollte dieser - im Falle des Ski-Clubs e.V. Werl -
mindestens die Kosten der Erbpachtzahlung decken.

Die Vereine mit eigenen Sportanlagen finanziell zu unterstitzen, sehe ich
als gerecht und aufgrund der finanziell verbesserten Lage unserer Stadt als
machbar an.

Mit freundlichen GriRen

&j Zlc% qm

(Klaus Altekoster,
Vereinsvorsitzender
Ski-Club e.V. Werl)

Verteiler:

Fraktionen: CDU, SPD, BG, Die Griinen,
Ratsmitglied der FDP

z.K. Biirgermeister Michael GroRmann

Bankverbindung:

Sparkasse Werl BIC: WELADED1WRL

Abt.: Ski IBAN DE39 41451750 0000 004911
Abt.: Tennis IBAN: DE31 41451750 0000 031245
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BURGER-RATSFRAKTION
DIE WERLER PROTESTWAHLER
Biirger-Ratsfraktion: WP! - Die Werler Protestwihler Werl, 27.03.2017

Biirgermeister der Stadt Werl ! 'Y |
Herr Michael Grossmann | — 49 _1[
- . (o]

59457 Werl

Ratsantrag auf Grundsatzentscheidung des Werler Stadtrates zur Verbesserung
der Vereinsforderrichtlinien fiir Vereine mit eigenen Anlagen.-

Begriindung: Nach einer weitergehenden, internen Beratung sieht die Ratsfraktion der
Werler Protestwihler die dringende Notwendigkeit, zur Einflihrung einer ,,Anlagen-
Unterhaltungszuwendung® fiir Werler Vereine mit eigenen Vereinsanlagen. Besonders
unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung einer wiinschenswerten Vielfalt des Werler
Vereinslebens, zum Erhalt der allgemeinen Sport- und Kulturstéttenversorgung, aber

‘auch unter dem Aspekt der Fordergerechtigkeit sollten auch Werler Vereine mit

eigenen Vereinsanlagen eine nachhaltige Forderung flir ihre Anlagenunterhaltung
erhalten kdnnen. Die Werler Politik sollte beriicksichtigen, dass ganz besonders
Vereine mit eigenen Anlagen stirkere Probleme mit der Anzahl an Gesetzen,
Verordnungen, Versicherungen, Vorschriften, sowie der finanziellen Situation (fir
Wartungspersonal, Investitionen, Anlagenerhaltung, Kapitaldienst etc.) des Vereins
haben. Eine Fordersumme von bis zu 3000,- Euro pro Jahr sicht die WP! hierbei als
eine #uferst verniinftige GroBe an. Da besonders von der Werler Politik auch immer
der besondere Wert des ..Ehrenamtes® betont wird, sich die ,.ehrenamtliche” Werler



Politik tibrigens z.Bsp. erst kiirzlich selber deutlich hohere Fraktionszuwendungen
genehmigt hat, sollte nun, auch aus Griinden der eigenen Glaubwiirdigkeit, von der
Werler Ratspolitik fiir diesen Grundsatzantrag ein positives Votum erfolgen. Die zu
zahlende Unterhaltungspauschale soll, unter Berticksichtigung einer Priifung der
jeweiligen Fordernotwendigkeit und unter Offenlegung der jeweiligen
Vereinsbilanzen, m&glichst unbiirokratisch erfolgen.

Mit freundlichen Griiflen

U S s T

y

WP! Biirger-Ratsfraktfon
Die Werler Protestwihler



Wallfahrtsstadt Werl

Der Blurgermeister

Mitteilung
ZUr
X offentlichen Nr.692
[] nichtdffentlichen Sitzung des
O] am
[] Hauptausschusses am
X Rates am 13.07.2017
Datum: 29.06.2017 | Unterschrift Sichtvermerke
AZ 30/61- 7 Allg. /7
Landschaftsbauwerk | o) (E:’ ) - a .’ Vertyeter i
Abt. 30/61 Y 1 L
7 g

Titel: Errichtung eines Landschaftsbauwerkes mit Aussichtsturm im

Werler Stadtwald

hier: Informationen iiber die Einleitung eines Verhandlungsver-

fahrens mit Teilnahmewettbewerb (Ausschreibung)

Sachdarstellung:

Der Rat der Wallfahrtsstadt Werl hat neben dem Feststellungsbeschluss zur 86.
Anderung des Flachennutzungsplanes den Bebauungsplan Nr. 118 ,Landschafts-
bauwerk Stadtwald" als Satzung beschlossen, in dem die Flachen als Waldflache

mit der Zweckbestimmung Landschaftsbauwerk ausgewiesen wurden.

Der Bebauungsplan Nr. 118 bildet nunmehr die rechtliche Grundlage zur Errich-
tung eines Landschaftsbauwerkes mit Aussichtsturm. Die MaBnahmen zur Um-
setzung des Bebauungsplans konnen im Wesentlichen wie folgt kurz skizziert

werden:

- Rickbau der Albuhera-Kaserne (Ruckbau von ca. 40 Gebdauden; Perforie-

rung und Ubererdung von Verkehrsflachen, soweit sie zur ErschlieBung der
Waldflachen nicht mehr bendétigt werden; Verflllung bzw. Entfernung von
Entsorgungsleitungen einschl. Schachte sowie Fernmeldeleitungen, Entfer-
nung und Entsorgung von sonstigen (kleineren) Gegenstédnden bzw. Bau-
schutt)

Rickbau der Vittoria-Kaserne (Rickbau von ca. 25 Gebduden; ansonsten
wie Ruckbau der Albuhera-Kaserne)

Errichtung eines Landschaftsbauwerkes mit einer Gesamtflache von ca.
124.000 gm, einem Schittvolumen von ca. 1.100.000 cbm und einer Héhe
von ca. 30 m

Errichtung von barrierefreien Wegen in einer Lange von ca. 1.100 m in
wassergebundener Decke; Moblierung der Verkehrswege, Anlegen eines
Waldlehrpfades und Aufstellen von Tafeln flir die Erinnerungskultur



- Anlegung eines Laubmischwaldes

- Errichtung eines ca. 35 m hohen Aussichtsturmes auf einer Plattform des
Landschaftsbauwerkes

- Rickbau der Zaunanlage

- Errichtung eines Besucherparkplatzes mit (mind.) 50 Stellplatzen einschl.
Moblierung und Beschilderung.

Die Planungen missen durch ein qualifiziertes Ingenieurblro sowie durch einen
Vermessungsingenieur begleitet werden. Darlber hinaus sind die Ausflihrungsar-
beiten durch ein qualifiziertes Ingenieurbliro zu Uberwachen (einschl. dkologi-
scher Baubegleitung).

Die Aufwendungen fiir die Ausfiihrungsarbeiten sind durch eine Blrgschaft abzu-
sichern.

Dariiber hinaus erwartet die Wallfahrtsstadt von den Bietern die Abgabe eines
Verglitungsangebotes fiir die Méglichkeit, Bodenmaterial anzufahren und abzula-
gern.

Aufgrund des Kostenumfanges ist das zuvor umschriebene Projekt europaweit
auszuschreiben. Da europaweite Ausschreibungen fur die Wallfahrtsstadt Werl
vom Kreis Soest ibernommen werden, hat es in der Vergangenheit einen Aus-
tausch der Verwaltung mit der Vergabestelle des Kreises Soest gegeben. Wegen
der Komplexitdt des Projektes und des Aufstellens konzeptioneller Lésungen ist
man Ubereingekommen, ein Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb
durchzufihren. Hierbei fordert der offentliche Auftraggeber eine unbeschrankte
Anzahl von Unternehmen im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbes o6ffentlich
zur Abgabe von Teilnahmeantrdagen auf. Daneben werden noch Unternehmen
unmittelbar eingeladen, sich am Teilnahmewettbewerb zu beteiligen. Mit dem
Teilnahmeantrag Gibermitteln die Unternehmen die vom o6ffentlichen Auftraggeber
geforderten Informationen fiur die Prifung ihrer Eignung. AnschlieBend kdnnen
diejenigen Unternehmen, die vom offentlichen Auftraggeber nach Prafung der
Ubermittelten Informationen dazu aufgefordert werden, ein Erstangebot einrei-
chen. Das Erstangebot ist dann Grundlage fiur eine Verhandlungsrunde. Folgean-
gebote und weitere Verhandlungsrunden sind maglich.

Die umfangreichen Vergabeunterlagen wurden zusammengestellt und mit dem
Kreis Soest abgestimmt, so dass nunmehr das Vergabeverfahren eingeleitet wer-
den kann. Da weder die Wallfahrtsstadt noch der Kreis Soest noch andere Kom-
munen Uber Erfahrungen bei der Ausschreibung entsprechender Projekte verfl-
gen, ist derzeit nicht absehbar, wie das Ausschreibungsverfahren ablauft und
welche Ergebnisse letzten Endes erzielt werden. Die Verwaltung mochte jeden-
falls verhindern, dass der Wallfahrtsstadt finanzielle Verpflichtungen entstehen.
Daher ist nach den Vergabeunterlagen flir den Fall ein Ausschlussgrund vorgese-
hen, dass Bewerber im Rahmen ihres Angebotes finanzielle Forderungen stellen.

Es ist davon auszugehen, dass das Ausschreibungsverfahren - unter Einbindung
der Politik - je nach Ausmaf der Verhandlungsrunden ca. 7 bis 10 Monate in An-



spruch nehmen wird. Im Einzelnen ergeben sich insbesondere folgende Aus-
schreibungsschritte:

- Bekanntmachung der Ausschreibung in der 29. KW

- Gewahrung einer Teilnahmefrist

- Prufung der Teilnahmeantrage

- Gewahrung einer Angebotsfrist

- Prifung der Angebote

- erste Verhandlungsrunde

- Prifung und Wertung der Angebote

- ggf. weitere Folgeangebote und Verhandlungsrunden mit Prifung und
Wertung der Angebote

- Zuschlagserteilung

- Informations- und Wartepflicht.

Die Zuschlags- und Bindefrist endet am 29.03.2018.



Vorl. 689

Anfrage zur Ratsitzung am 21.06.2017

Frage:

Besteht die Moglichkeit, dass die Stadt Werl in Sachen Kreuzungsbereich
Iwering ( K18 ) und die Hammer Landstral’e ( B63 ) mit dem Kreis Soest
( K18 ) und Stralten NRW ( B63 ) Kontakt aufnimmt?

Es geht darum den Kreuzungsbereich Iwering ( K18 ) und die Hammer
Landstral’e ( B63 ) zu entscharfen ; dass heilt eine Mdglichkeit zu schaffen
einfacher von der K18 auf die Hammer Landstral’e zu gelangen.

Begriindung:

Sehr viele ortskundige Autofahrer vor allem aus dem Werler Westen (Holtum,
Blderich und Kunden der Firma Turflon) die Richtung Hamm fahren, nutzen
die Ortsdurchfahrt von Budberg als Abkurzung, da es durch den
zunehmenden Verkehr immer schwieriger wird von der K18 (lwering) auf die
B63 (Hammer Landstral3e) zu gelangen.

Laut letzter Verkehrsmessung in Budberg aus Mai 2016 fahren an
Wochentagen im Schnitt Gber1300 PKW durch Budberg. Da die Messtellle
bei der letzten Messung mitten im Dorf war, sind hier noch nicht mal die
Einwohner mitgezahlt, die auf dem Weg von und zur Arbeit die Michaelstral’e
hier nicht genutzt haben.

Durch die Entscharftung des Kreuzungsbereichs kann man zumindest die
Autofahrer aus dem Dorf bekommen welche die Ortsdurchfahrt als
"AbkUrzung" nutzen. Mittlerweile nutzen sogar auch einige Busfahrer von
Busunternehmen bei leerfahrten die Ortsdurchfahrt.

Hier sollte eine kurzfristige Losung gefunden werden. Ein warten auf
Weiterbau des Hanserings bzw. der Autobahn dauert zu lange!

Nicht nur mehr Verkehr fahrt durch Budberg, auch wird dort zu schnell
gefahren.

Da der Messpunkt der letzten Messung in der Dorfmitte im gepflasterten
Bereich in der Nahe einer Kreuzung lag, gab es hier nur recht geringe
Geschwindigkeitsuberschreitungen. Die Ortsein- bzw. Ausfahrten auf gerader
Streck wurden hier geschwindigkeitsmafig nicht erfasst. Hier wird wesentlich
schneller gefahren als die geforderten 30 Km/h, Dieses kann ich als
Anwohner am Anfang der Michaelstral3e nur bestatigen kann.


gabriele.distelhoff
Textfeld
Vorl. 689


Aus der Bevolkerung gab es hier schon entsprechende Klagen, welche zum
Beispiel durch einen Leserbrief im Anzeiger geaul3ert wurde. Klar gibt es hier
auch Budberger die zu schnell fahren.

Auch eine unregelmaldige Messung der Geschwindigkeit vor allem zu den
Stol3zeiten durch den Kreis Soest ware hier winschenswert, damit sich die
Autofahrer an die Geschwindigkeit halten.



	Tagesordnung
	Vorl. 672 Sädt. Sportanlagen
	Vorl. 676 Beb.-Plan 57 
	Vorl. 690 90. Änd. FNP "Oberbergstraße"
	Vorl. 691 Beb.-Plan. 121 "Oberbergstraße"
	Vorl. 693 Entwurf des Jahresabschlusses 2016
	Vorl. 694 Entwurf des Gesamtabschlusses 2010
	Vorl. 695 Planfeststellung Neubau A445 - Deckblattverfahren II
	Vorl. 631a Förderung Sportvereine
	Mitt. 692 Errichtung Landschaftsbauwerk Stadtwald
	Vorl. 689 Anfrage CDU

